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Durch  die  Umwälzung  der  Novembertage  1918  brach  die 
staatsrechtliche  Struktur  des  Deutschen  Reiches  zusammen. 
Mit  der  Abdankung,  Absetzung  oder  freiwilligen  vorläufigen 
Verzichtleistung  der  deutschen  Fürsten  haben  die  Staaten  als 
monarchische  zu  bestehen  aufgehört.  An  die  Stelle  des  mehr 
oder  minder  aristokratischen  Systems,  das  besonders  seine 
Verkörperung  im  Bundesrat  gefunden  hatte,  trat  das  demo¬ 
kratische  System  und  als  Träger  der  Souveränität  trat  das 
Volk  auf.  Jede  Demokratie  beruht  auf  dem  Gedanken  der 
Volkssouveränität,  aber  die  Ausübung  der  Souveränität  ist  sehr 
verschiedener  Organisation  fähig.  Das  deutsche  Volk  bedarf 
eines  sichtbaren  Staatsoberhauptes,  das  im  alten  Deutschen 
Reich  der  Kaiser  darstellte.  Die  neuere  Demokratie  hat  eben¬ 
falls  gelernt,  daß  der  Großstaat  der  Gegenwart  eine  aktive  und 
aktionsfähige  Exekutive  gebraucht  und  hegt  deshalb  auch 
nicht  mehr  die  alte  Abneigung  gegen  die  Beibehaltung  eines 
Staatsoberhauptes,  das  den  Personenvielheiten  der  übrigen 
demokratischen  Organe  die  Geschlossenheit  einer  Einzelperson 
gegenüberstellt  und  das  außerdem  die  geeignetste  Instanz  für 
die  Regierungsbildung  ist.  Es  ist  unbestreitbar,  daß  eine  per¬ 
sönliche  Vertretung  auch  des  Volksstaates  durch  ein  volks¬ 
tümliches  Staatsoberhaupt  bei  geeigneten  Sicherheitsmaßregeln 
und  dem  festen  Willen  der  Masse  sich  durch  keinerlei  Per¬ 
sonenkultus  und  Krafthuberei  mehr  verführen  zu  lassen,  außer¬ 
ordentliche  Vorteile  hat  für  die  Ausgleichung  aller  Kräfte  im 
Staate,  für  die  glatte  und  reibungslose  Führung  der  Regierungs¬ 
geschäfte  und  für  die  Verkörperung  des  großen  Arbeitsstaates, 
zu  dem  sich  unsere  Heimat  nach  unserer  aller  Wünschen 
wieder  emporringen  wird,  gegenüber  dem  Auslande.  Diese 
Spitze  im  neuen  Deutschen  Reich  ist  der  Reichspräsident,  der 
ebenso  wie  der  damalige  Deutsche  Kaiser  mit  einer  Reihe 
staats-  und  völkerrechtlicher  Funktionen  ausgestattet  ist.  Ein 
Vergleich  zwischen  der  Rechtsstellung  des  ehemaligen  Deut- 
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sehen  Kaisers  und  des  gegenwärtigen  Reichspräsidenten  dürfte 
sich  verlohnen,  und  wir  wollen  in  folgendem  versuchen,  diesen 
Vergleich  in  knappen  Zügen  zu  führen. 

Um  die  Frage  nach  der  Stellung  des  Deutschen  Kaisers 
erschöpfend  zu  behandeln,  dürfte  es  zweckmäßig  sein,  zu¬ 
nächst  zu  erörtern,  wie  es  möglich  war,  daß  der  ehemalige 
Deutsche  Kaiser  zu  einer  derartigen  Machtfülle  gelangte,  daß 
er  Rechte  hatte,  die  ihm  verfassungsgemäß  zustanden,  ande¬ 
rerseits  aber  auch  Rechte  für  sich  in  Anspruch  nahm,  die  er 
entgegen  der  Verfassung,  fußend  auf  der  Tradition  des 
deutschen  Kaisertums,  durch  die  Praxis  unterstützt,  ausiibte. 

Nach  dem  Niedergang  der  Macht  Roms,  die  ja  schon  fak¬ 
tisch  lange  zu  Ende  war,  mit  der  Beseitigung  des  unfähigen 
Romulus  Augustulus,  folgten  unter  mannigfaltigen  Kämpfen  in 
der  Herrschaft  über  das  Abendland  die  durch  Ueberkultur  noch 
nicht  verdorbenen  Germanen.  Im  8.  Jahrhundert  konzentriert 
sich  die  Macht  der  Germanen  in  dem  germanisch-romanisch 
gemischten  Frankenreich.  Das  Weihnachtsfest  800  sah  den  Re¬ 
präsentanten  dieses  Reiches  mit  der  römischen  Kaiserkrone 
geschmückt.  Die  Verleihung  dieser  Würde  aus  der  Hand  der 
Kirche  machte  den  fränkischen  Regenten  zum  Schirmherrn  der 
ganzen  römischen  Kirche  und  zum  Gewalthaber  über  die 
christlichen  Gebiete  des  Erdballes.  Nach  dem  Tode  Karls  des 
Großen  zerfiel  das  Reich  wieder.  Als  neuer  Einheitsstaat 
wurde  mit  großer  Mühe  aus  den  germanischen  Teilen  des  ehe¬ 
maligen  Frankenreichs  das  deutsche  Königtum  geschaffen.  Unter 
den  Ottonen  hob  sich  die  Macht  des  deutschen  Königtums  und 
im  Jahre  962  setzte  sich  Otto  I.  durch  Paschalis  II.  die  römische 
Kaiserkrone  aufs  Haupt.  Wir  haben  das  ^heilige  römische 
Reich  deutscher  Nation“.  Die  Kraft  des  Kaisertums  wurde 
hauptsächlich  absorbiert  durch  die  Züge  nach  Italien,  wo  die 
unbotmäßigen  Italiener  sich  dem  Zepter  des  Deutschen  Kaisers 
nicht  fügen  wollten.  Die  Ottonen  erlangten  eine  gewisse  Herr¬ 
schaft  über  die  Kirche  und  sahen  sich,  um  die  zum  Teil  schon 
ziemlich  mächtigen  und  selbstbewußten  Herzoge  und  Grafen 
im  Zaume  zu  halten,  gezwungen,  Bischöfe  und  Aebte  mit  staat¬ 
lichen  Würden  und  Verrichtungen  zu  bekleiden.  Der  Investitur- 


streit  mit  allen  seinen  schlimmen  Folgen  für  Kaiser  und  Reich 
zeigt  uns  das  Streben  des  Papstes  nach  der  Flerrschaft  über 
das  Deutsche  Reich.  Während  dieses  Streites  lösten  sich  auch 
die  Bande,  die  den  Kaiser  mit  den  Reichsfürsten  verbanden, 
indem  sehr  viele  offen  gegen  ihn  Partei  nahmen.  Es  sank  die 
glorreiche  Machtstellung  Deutschlands,  die  Hoheit  des  deut¬ 
schen  Königtums,  die  Einheit  des  Reiches  fand  ein  frühes  Ende. 
Die  mächtigen  Persönlichkeiten  der  staufischen  Kaiser  arbei¬ 
teten  mit  beharrlichem  Nachdruck  an  einer  Restauration  der 
Kaisermacht.  Sie  erlangten  wohl  wieder  ab  und  zu  einige 
Vorteile,  jedoch  auch  ihre  Versuche  endeten  nach  achtzig¬ 
jährigem  Ringen  mit  einer  großen  Niederlage.  Das  christliche 
Universalreich  des  deutschen  Kaisertums  war  zur  Theorie  re¬ 
duziert  worden.  Die  Einheit  der  Nation  war  verloren,  die  Zer¬ 
splitterung  des  Reiches  zur  Tatsache  geworden.  Die  jetzt  fol¬ 
gende  Zeit  brachte  dem  Kaisertum  auch  keine  weiteren  Fort¬ 
schritte.  Die  mächtigen  Kaisergestalten  des  Mittelalters  blie¬ 
ben  im  deutschen  Volk  in  Geschichte,  Poesie  und  Legende 
wach,  wurden  aber  nicht  mehr  zur  Wirklichkeit.  Karl  V.  ver¬ 
suchte  noch  einmal,  das  mittelalterliche  Kaisertum  mit  seinen 
Gelüsten  nach  auswärtigen  Eroberungen  mit  seiner  kirchlichen 
Tendenz  zu  erneuern.  Er  scheiterte  an  dem  Willen  des  Volkes, 
das  eingesehen  hatte,  daß  nicht  das  deutsche  Kaisertum,  son¬ 
dern  das  deutsche  Königtum  die  einzige  Rettung  des  Reiches 
bilde,  daß  das  Universalkaisertum  Karls  des  Großen  und  der 
Ottonen  die  besten  Kräfte  des  deutschen  Volkes  nur  für 
Zwecke  gebrauche,  die  eigentlich  die  Wohlfahrt  des  deutschen 
Staates  in  keiner  Weise  berühren.  Der  Kaiser  blieb,  was  er 
war:  „nach  wie  vor  ein  wahrer  Monarch.  Aber  es  war  ein 
Monarch,  der  als  völkerrechtlicher  Repräsentant  seines  Staates 
bei  jeder  Kriegserklärung,  bei  jedem  Friedens-  und  Vertrags¬ 
schluß  an  die  Mitwirkung  des  Reichstages  gebunden  war,  dem 
als  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  keinerlei  eigenes  Mittel 
der  Exekution  zur  Verfügung  stand,  der  als  oberster  Kriegs¬ 
herr  im  Frieden  überhaupt  kein  Heer,  im  Kriegsfall  aber  ein 
von  den  Landesherren  gestelltes  und  ausgerüstetes  Heer  besaß, 
dessen  Generalität  der  Reichstag  ernannte  und  dessen  Dis- 
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lozierung  in  die  Quartiere  er  beschloß.  Hin  Monarch,  der 
als  Haupt  der  Gesetzgebung  gebunden  war  an  die  Zustimmung 
des  Reichstages,  für  den  in  allen  Religionssachen,  in  jeder 
Sache  überhaupt,  in  der  sich  das  Corpus  catolikorum  und 
evangelicorum  als  Parteien  gegenüberstanden,  überall,  wo  sich 
ein  Reichsstand  in  seinen  Rechten  als  einzelner  berührt  er¬ 
klärte,  ja  behauptetermaßen  bei  allen  Steuerbewilligungen 
keine  Stimmenmehrheit  galt,  sondern  nur  die  amicabilis  com- 
positio,  das  liberum  veto,  ein  Monarch  endlich,  dem  sein  ein¬ 
ziger  Minister,  von  dessen  Mitwirkung  die  Rechtsgültigkeit  aller 
Regierungsakte  abhing,  der  Reichsvizekanzler,  durch  den  Kur¬ 
fürsten  von  Mainz  ernannt  wurde“1).  So  siechte  das  deutsche 
Kaisertum  weiter  dahin,  bis  am  6.  August  1806  seine  Todes¬ 
stunde  schlug.  Franz  I.  von  Oesterreich  erklärte  das  reichs- 
oberhauptliche  Amt  und  die  Würde  für  erloschen.  Eine  der 
Wohltaten  der  französischen  Revolution  und  der  napoleonischen 
Kriege!  Für  die  Neugestaltung  wurde  die  Bahn  frei.  Am  30. 
Mai  1814  wurde  nach  der  Niederlage  Napoleons  I.  in  Ar¬ 
tikel  6  des  Friedensprotokolls  festgesetzt:  „die  Staaten  Deutsch¬ 
lands  sollten  unabhängig  und  durch  ein  föderatives  Band  ver¬ 
einigt  sein“.  Weitere  Bestimmungen  über  diesen  neuen  deut¬ 
schen  Bund  brachten  die  deutschen  Bundesakte  vom  8.  Juni 
1815  und  die  Wiener  Schlußakte  vom  8.  Juni  1820.  Ein  Staaten¬ 
bund  entstand.  Dieser  hatte  Bestand  bis  zum  Jahre  1866,  wo 
Oesterreich  in  den  Friedenspräliminarien  von  Nikolsburg  am 
26.  Juni  1866  und  im  Prager  Frieden  vom  23.  August  desselben 
Jahres  in  die  Auflösung  des  deutschen  Bundes  einwilligte  und 
sich  mit  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  unter  dem 
Präsidium  des  Königs  von  Preußen  einverstanden  erklärte. 
Praktisch  kam  dieser  Bund  mit  der  am  26.  Juli  1867  publi¬ 
zierten  Verfassung  zustande.  Durch  den  glorreichen  Krieg  des 
Jahres  1870/71  wurden  die  Hoffnungen  aller  deutscher  Pa¬ 
trioten  erfüllt:  Am  18.  Januar  1871  wurde  das  neue  Deutsche 
Reich  zur  Wirklichkeit. 

*)  Hänel,  Das  Kaisertum.  Rede  zum  Antritt  des  Rektorates. 
Kiel  1892  S.  8. 
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Zunächst  muß  uns  nun  die  Frage  beschäftigen:  „Wer  hat 
das  Recht  Deutscher  Kaiser  zu  sein?“  Artikel  11  Absatz  1 
Satz  1  der  deutschen  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871 
bestimmt: 

„das  Präsidium  steht  dem  Könige  von  Preußen  zu,  welcher 
den  Namen  Deutscher  Kaiser  führt“. 

„Deutscher  Kaiser  ist  der  Ehrentitel,  welcher  dem  Könige 
von  Preußen  nach  der  Reichsverfassung  bei  Führung  des  mit 
der  Krone  Preußens  verknüpften  Bundespräsidium  zusteht“2). 
Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Kaiserwürde  „ein  Akzessorium  der 
preußischen  Krone“  ist3).  Die  Bestimmungen  der  preußischen 
Staatsverfassung  vom  31.  Januar  1850  über  die  Thronfolge, 
Artikel  53,  54,  56,  57,  sind  also  auch  für  die  Thronfolge  als 
Deutscher  Kaiser  maßgebend.  Der  regelmäßige,  rechtmäßige 
Inhaber  der  Krone  Preußens,  also  der  König  von  Preußen,  oder 
in  dessen  Verhinderung  durch  Minderjährigkeit  der  Regent, 
der  für  den  minderjährigen  König  die  Regierung  führt,  nimmt 
also  eine  dem  Reichsverweser  analoge  Stellung  ein.  Diese  An¬ 
sicht  teilen  die  meisten  Schriftsteller.  Unter  anderem  führt 
Meyer  aus,  daß  die  kaiserlichen  Rechte  ein  Akzessorium  der 
Krone  Preußens  und  auch  in  der  Ausübung  von  dieser,  nament¬ 
lich  von  den  damit  verbundenen  Regierungsrechten  nicht  zu 
trennen  seien.  Die  Frage,  ob  eine  Stellvertretung  in  der  Krone 
Preußens  den  Stellvertreter  auch  die  Vertretung  in  der  Aus¬ 
übung  der  Präsidialrechte  im  Deutschen  Reiche  gestatte,  bzw. 
zuweise,  ist  in  der  Literatur  auf  die  verschiedenste  Weise  be¬ 
antwortet  worden.  Entgegen  der  Ansicht  von  v.  Mohl4)  und 
v.  Rönne5)  führt  Laband  aus,  daß  auch  der  Regent  an  Stelle 
eines  regierungsunfähigen  Königs  ipso  jure  die  kaiserliche 

2)  Hubrich,  Preußisches  Staatsrecht,  Bibliothek  des  öffentlichen 
Rechts,  Bd.  15,  Hannover  1909,  S.  113. 

3)  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  5.  Auflage  1911, 
Bd.  1, ’S.  220. 

4)  »v.  Mohl,  Das  deutsche  Reichsstaatsrecht,  Tübingen  1873, 
S.  287. 

5)  v.  Rönne,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  1876/1877, 
Leipzig,  Bd.  1,  S.  225. 
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Reichsgewalt  besitze,  da  diese  ja  nicht  dem  preußischen  König 
in  Person,  sondern  der  preußischen  Krone,  also  auch  ihrem 
jeweiligen  gesetzlichen  Vertreter  verliehen  bzw.  übertragen 
sei6). 

Die  Stellung  des  Deutschen  Kaisers  ist  in  der  mannigfaltig¬ 
sten  Weise  gegliedert. 

Betrachten  wir  nun  zunächst  die  Rechte,  die  dem  Deut¬ 
schen  Kaiser  in  Person  zustanden.  Die  Ehrenrechte  sind  ihm 
gemäß  seiner  Stellung  zu  den  übrigen  Bundesfürsten  in  ge¬ 
ringem  Maße  zuteil  geworden.  Nach  Laband  erklärt  sich  die 
geringe  Zahl  der  Ehrenrechte  daraus,  daß  „der  an  die  Spitze 
des  Reiches  berufene  Bundesfürst  als  Monarch  einer  euro¬ 
päischen  Großmacht  bereits  im  Besitz  aller  Ehrenrechte  sich 
befand,  welche  gekrönten  Häuptern  zukommt;  und  zweitens 
weil  man  die  übrigen  Bundesfürsten  ihm  gegenüber  nicht  zu¬ 
rücksetzen  und  die  denselben  gebührende  persönliche  Ehren¬ 
stellung  von  Souveränen  nicht  verletzen  wollte“7).  Man  be¬ 
schränkte  sich  deshalb  auf  einige  wenige  Punkte,  in  denen  man 
für  den  Träger  der  Reichsgewalt  einige  Ehrenrechte  festsetzte. 
Zunächst  hatte  der  Kaiser  das  Recht  zur  Führung  des  kaiser¬ 
lichen  Titels  und  zwar  ipso  jure  von  dem  Augenblick  an,  in 
dem  er  die  Krone  von  Preußen  antrat.  Zwei  Punkte  besonders 
bezeichnen  die  Bedeutung  dieses  Titels:  Wir  halten  die  alte 
#  Tradition  des  machtvollen  mittelalterlichen  Kaisertums  mit 
seinen  kraftvollen  Herrschergestalten  und  Erinnerungen  aus 
großer  Zeit  wach  und  zweitens  tritt  durch  diesen  Titel  das 
Deutsche  Reich  dem  Auslande  gegenüber  als  eine  imponie¬ 
rende  Einheit  auf.  Laband  ist  hier  anderer  Ansicht;  er  erklärt 
den  Titel  „Deutscher  Kaiser“  für  einen  Amtstitel,  konsequent 
seiner  abweichenden  Ansicht  über  die  Stellung  des  Kaisers. 
Der  Titel  wird  nur  in  Reichssachen,  nicht  in  spezifisch  preu¬ 
ßischen  Angelegenheiten  geführt.  Die  Erblichkeit  der  Kaiser¬ 
würde  bezeichnete  einmal  kraft  alter  monarchischer  Tra¬ 
ditionen  der  Zusatz  „von  Gottes  Gnaden“,  sodann  fand  sie 

6)  Vgl.  Laband,  a.  a.  O.  S.  223. 

7)  Laband  a.  a.  O.  S.  224. 
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ihren  Ausdruck  darin,  daß  dem  jedesmaligen  Kronprinzen  von 
Preußen  der  Titel  „Kronprinz  des  Deutschen  Reiches“  mit 
dem  Prädikate  „Kaiserliche  Hoheit“  beigelegt  wurde.  Der 
Kaiser  hatte  ferner  das  Recht,  allen  von  ihm  ernannten  Reichs¬ 
behörden  und  Reichsbeamten  das  Prädikat  „Kaiserlich“  bei¬ 
zugeben.  Mit  dem  Kaisertitel  verbunden  waren  als  Symbole 
der  Kaiserwürde  die  Krone,  dann  das  kaiserliche  Wappen  und 
die  kaiserliche  Standarte.  Diese  Insignien  von  Kaiser  und 
Reich  sind  festgestellt  durch  den  Allerhöchsten  Erlaß  vom  3. 
August  1871  Nr.  2  und  3,  wogegen  die  durch  Erlaß  von  1889 
gebildeten  Wappen  des  Kaisers  und  der  Kaiserin  persönliche 
waren  und  daher  nicht  mit  dem  Reichswappen  zu  verwechseln 
sind.  Dies  sind  im  allgemeinen  die  Ehrenrechte  des  Kaisers, 
Rechte,  die  weniger  geschaffen  waren,  um  einen  Vorrang  des 
Kaisers  vor  den  übrigen  Bundesfürsten  festzustellen,  sondern 
nur  um  nach  außen  als  Beweis  für  die  politische  Einheit 
Deutschlands  zu  dienen.  Besonders  erhellt  dies  auch  noch  dar¬ 
aus,  daß  der  Deutsche  Kaiser  als  Kaiser  nicht  das  Recht  hatte 
Orden  zu  stiften  und  zu  verleihen.  Ebensowenig  konnte  er 
einen  Reichsadel  schaffen  oder  denselben  als  Ausfluß  seiner 
kaiserlichen  Gewalt  vergeben.  „Es  wird  angenommen,  daß  der 
Kaiser  weder  Reichsorden  noch  den  Reichsadel  verleihen  darf, 
weil  es  an  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  hierüber  in  der 
Reichsverfassung  und  in  der  sonstigen  Reichsgesetzgebung 
fehlt,  und  weil  es  sich  dabei  um  eine  Prärogative  der  Bundes¬ 
fürsten  handelt,  die  durch  die  gleichzeitige  Geltendmachung 
für  die  Zwecke  des  Reiches  in  ihrem  Werte  geschmälert  wer¬ 
den  würden,  während  eine  solche  Beeinträchtigung  nicht  im 
Sinne  der  Verträge  hegt,  auf  Grund  deren  das  Reich  errichtet 
ist.  Alle  nominell  vom  Kaiser  verliehenen  Orden  und  Standes¬ 
erhöhungen  sind  daher  so  anzusehen,  als  ob  sie  der  König  von 
Preußen  verliehen  hätte.  Sie  dürften  deshalb  z.  B.  in  Bayern 
nur  mit  Genehmigung  der  bayerischen  Regierung  geführt  wer¬ 
den“8).  Ursprünglich  stand  dem  Kaiser  nach  Artikel  18  Absatz  1 


8)  Dambitsch,  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  Berlin 
1910,  S.  272. 
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der  Reichsverfassunv  nur  die  Befugnis  zu,  die  Reichsbeamten 
zu  ernennen,  vereidigen  zu  lassen  und  erforderlichenfalls  zu 
entlassen.  Durch  den  Usus  hatte  er  das  unwidersprochene 
Recht  erhalten,  auch  Titel  zu  verleihen,  die  nicht  mit  einem 
Amte  verbunden  waren,  wie  z.  B.  den  Titel  eines  Kaiserlichen 
Wirklichen  Geheimen  Rats  mit  dem  Prädikat  “Exzellenz“9). 
Der  Kaiser  bezog  vom  Reich  Entschädigung  irgend  welcher 
Art  nicht.  Nur  wurde  ihm  ein  Dispositionsfond  von  3  Millionen 
Mark  alljährlich  zu  Gnadenbewilligungen  durch  den  Etat  zur 
Verfügung  gestellt. 

Betrachten  wir  jetzt  den  besonderen  erhöhten  strafrecht¬ 
lichen  Schutz,  den  der  Kaiser  genoß.  Die  §§  80  und  95  ff.  StGB, 
gaben  dem  Kaiser  die  Stellung  und  gegen  Beleidigungen  den 
strafrechtlichen  Schutz,  den  sonst  nur  die  Landesfürsten  in 
ihren  bezüglichen  Gebieten  genossen.  Der  Kaiser  galt  im  Straf¬ 
gesetzbuch  überall  im  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  als  Lan¬ 
desherr  und  eine  hochverräterische  Handlung  gegen  ihn  wurde, 
wenn  sie  in  Bayern  oder  sonstwo  außerhalb  des  preußischen 
Staates  begangen  wurde,  ebenso  bestraft,  wie  wenn  diese 
Handlung  gegen  den  Landesherrn  des  betr.  Staates  gerichtet 
gewesen  wäre.  Zu  den  persönlichen  Rechten  des  Kaisers  ge¬ 
hörte  noch  die  Unverantwortlichkeit.  JederTräger  von  Pflichten 
im  Staate  ist  dem  Staate  gegenüber  für  seine  Amtsführung 
verantwortlich,  nur  für  den  Monarchen,  den  Repräsentanten  der 
höchsten  Staatsgewalt,  bestand  eine  derartige  Verantwort¬ 
lichkeit  nicht:  Er  ist  „unverantwortlich  und  unverletzlich“10). 
Dasv  moderne  Staatsrecht  hat  diese  Unverantwortlichkeit  des 
Monarchen  in  allen  konstitutionellen  Monarchien  eingeführt. 
Man  sagt:  „der  Kaiser  steht  über  dem  Gesetz“,  nicht  um  da¬ 
mit  seine  Vollkommenheit  auszudrücken,  sondern  nur  um  damit 
zu  sagen,  daß  es  im  modernen  Staate  kein  Gericht  gibt,  das 
über  dem  Monarchen  stände.  „Die  Unverantwortlichkeit  des 
Kaisers  bezieht  sich  nicht  nur  auf  Regierungshandlungen,  son- 


9)  Vgl.  Richard  Fischer,  Das  Recht  des  Deutschen  Kaisers, 
Berlin  1895,  S.  60. 

10)  Artikel  43  Pr.  Verf.-Urkunde. 
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dern  gilt  in  jeder  Beziehung.  Denn  der  König  von  Preußen  ist 
nach  Art.  43  der  preußischen  Verfassungsurkunde  unverletzlich, 
und  der  Kaiser  kann  nicht  verletzt  werden,  ohne  daß  zugleich 
in  seiner  Person  der  König  von  Preußen  verletzt  wird“11). 

Nunmehr  sind  die  Regierungsrechte  des  ehemaligen  Deut¬ 
schen  Kaisers  zu  behandeln.  Diese  Befugnisse  decken  sich 
mit  denen,  die  der  König  von  Preußen  in  seinen  Beziehungen 
zum  Deutschen  Reiche  hatte.  Eine  zusammenfassende  Dar¬ 
stellung  dieser  Rechte  gibt  die  Reichsverfassung  vom  15.  April 
1871  nicht,  sondern  dieselben  sind  in  den  verschiedensten  Ar¬ 
tikeln  und  späteren  Reichsgesetzen  zu  finden.  „Weitaus  das 
wichtigste  und  unser  Kaisertum  geradezu  charakterisierende 
Kaiserrecht  ist  der  kaiserliche  Oberbefehl  über  das  Landheer 
und  die  Flotte  im  Krieg  wie  im  Frieden“1-)-  Früher  hatten  wir 
einzelne  Landesheere  mit  einzelnen  Landesherren  als  Kontin¬ 
gentsherren.  Die  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  machte 
diesen  Zersplitterungen  ein  Ende  und  übertrug  die  Verwaltung 
der  Machtmittel  des  Reiches  in  Krieg  und  Frieden  dem  Deut¬ 
schen  Kaiser.  Dies  ist  das  monarchischeste  Element  in  der 
Stellung  des  Reichsoberhauptes.  Lediglich  Bayern- nahm  auf 
Grund  des  Bündnisvertrages  vom  21.  November  1870  eine  Aus¬ 
nahmestellung  ein,  die  mit  den  Grundsätzen  der  Reichsverfas¬ 
sung  unvereinbar  war.  Der  XI.  Abschnitt  der  Reichsverfassung 
vom  16.  April  1871  regelt  das  Reichskriegswesen,  jedoch  ver¬ 
ursacht  die  Interpretation  der  Verfassungsbestimmungen  er¬ 
hebliche  Schwierigkeiten.  Laband  erklärt  mit  Seydel  und  An¬ 
schütz,  daß  es  kein  Heer  des  Reiches,  sondern  nur  Kontingente 
der  Einzelstaaten  gäbe13).  Dagegen  weist  u.  E.  Zorn  mit  Recht 
darauf  hin,  daß  Laband  in  seiner  Abhandlung  über  diese  Ma¬ 
terie  sich  mit  dem  Punkt,  der  alle  übrigen  bestimmt  und  be¬ 
herrscht  und  demgegenüber  alle  anderen  Momente  ganz  ge¬ 
ringwertig  sind,  mit  der  unbedingten  Gehorsamspflicht  kraft 

A1)  Dambitsch,  a.  a.  O.  S.  271. 

12)  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Berlin  1895, 
Bd.  I,  S.  189. 

131  Vgl.  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Tübingen 
1914,  Bd.  4,  S.  5. 


L.  Sturmthal,  Die  Rechtsstellung  des  ehemaligen  Deutschen  Kaisers. 


2 


18  — 


des  Fahneneides  gegenüber  dem  Kaiser  so  gut  wie  gar  nicht  be¬ 
schäftigt14).  Art.  63  Abs.  1  der  Reichsverfassung  bestimmt: 
„die  gesamte  Landmacht  des  Reichs  wird  ein  einheitliches 
Heer  bilden,  welches  in  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehle 
des  Kaisers  steht“.  Art.  53  der  Reichsverfassung  stellte  auch 
die  Flotte  unter  den  alleinigen  Oberbefehl  des  Kaisers.  Art.  64 
Abs.  1  sagt:  „alle  deutschen  Truppen  sind  verpflichtet,  den 
Befehlen  des  Kaisers  unbedingt  Folge  zu  leisten.  Diese  Ver¬ 
pflichtung  ist  in  den  Fahneneid  aufzunehmen“.  Die  preußischen 
und  die  in  preußische  Verwaltung  übernommenen  Truppen 
schwören  diesen  Gehorsam  direkt,  die  übrigen  zunächst  dem 
Kontingentsherrn  und,  dadurch  dem  „Kaiser  unbedingte  Folge 
zu  leisten“.  Bayern  hat  diese  Bestimmung  in  den  Fahneneid 
nur  für  den  Kriegsfall  aufgenommen.  Weiterhin  hatte  der 
Kaiser  die  höchste  disziplinarische  Gewalt  über  das  Reichs¬ 
heer15)  und  über  die  Marine.  Durch  das  Recht,  bestimmte  Offi¬ 
ziere  —  z.  B.  den  Höchstkommandierenden  des  sächsischen 
Armeekorps  „auf  Grund  der  Vorschläge  des  Königs  von 
Sachsen“  —  zu  ernennen,  empfing  der  Kaiser  die  Garantie  für 
die  sichere  Befolgung  seiner  Befehle  und  für  die  militärische 
Leistungsfähigkeit  der  ihm  unterstellten  Truppenkörper.  Er 
ernannte  insbesondere  die  preußischen  Offiziere  und  die  Offi¬ 
ziere  der  Preußischen  Verwaltung  aller  Kontingente10).  Das 
Recht,  Offiziere  zu  befördern,  zu  versetzen  und  zu  entlassen 
ging  hiermit  Hand  in  Hand.  In  etwas  macht  hierin  Württemberg 
eine  Ausnahme.  Denn  wohl  hatte  der  König  von  Württemberg 
den  Höchstkommandierenden  des  württembergischen  Armee¬ 
korps  zu  ernennen,  jedoch  „nach  vorheriger  Zustimmung  des 
Kaisers“17).  Zu  dem  kaiserlichen  Oberbefehl  gehörte  auch  das 
allgemeine  Inspektionsrecht18).  Die  Bestimmung  über  Präsens- 


14)  Vgl.  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Berlin 
(895,  Bd.  I,  S.  190,  Anm.  33. 

15)  Mil.  G.  §  8. 

16)  Art.  64  Abs.  2  und  3. 

17)  Mil.  Konv.  vom  21./25.  Nov.  1870  Art.  5. 

18)  Art.  63  Abs.  3  R.  V. 
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stand,  Formation  und  Dislokation  stand  ihm  zu1”).  Wie  der 
Kaiser  die  Mobilmachung  im  Reiche  —  mit  Ausnahme  Bayerns 
—  anordnen  konnte,  so  konnte  er  auch  Teile  des  Reiches  bei 
Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  in  Kriegs¬ 
zustand  erklären20). 

Ueber  die  Kriegsmarine  führt  allein  der  Kaiser  den  Ober¬ 
befehl,  und  die  Mannschaften  derselben  wurden  nur  auf  den 
Kaiser  vereidigt.  In  ihrer  ganzen  Anlage  hat  die  Marine,  die 
1867  aus  preußischen  Händen  —  Preußen  allein  besaß  eine,  die 
allerdings  nur  klein  war,  —  in  die  Gewalt  des  norddeutschen 
Bundes  und  mit  diesem  an  das  Reich  überging,  immer  unter 
dem  Oberbefehl  des  Bundespräsidiums,  des  Deutschen  Kaisers, 
des  Königs  von  Preußen,  gestanden.  Die  Marine  war  ein 
reines  in  Wahrheit  einheitliches  Reichsinstitut.  Sie  kannte 
keine  Kontingente  von  Einzelstaaten,  sondern  war  ganz  wie 
die  Seemacht  eines  monarchischen  Staates  geordnet.  Alle 
hieraus  sich  ergebenden  Rechte  standen  dem  Kaiser  kraft 
eigenen  Rechtes  zu.  Für  die  auf  den  militärischen  Oberbefehl 
bezüglichen  Verordnungen  des  Kaisers  war  eine  Kontra¬ 
signatur  des  Reichskanzlers  oder  des  Vertreters  desselben 
nicht  notwendig,  da  der  Kaiser  der  Herr  des  Reichsheeres 
war.  Diese  dem  Kaiser  nach  der  Reichsverfassung  zustehenden 
Rechte  wurden  durch  das  Gesetz  zur  Abänderung  der  Reichs¬ 
verfassung  vom  28.  Oktober  1918  (R.  G.  Bl.  1918  S.  1274  ff.)  dahin 
abgeändert,  daß  zu  ihrer  Gültigkeit  die  Gegenzeichnung  des 
Reichskanzlers  bzw.  des  Kriegsministers  des  zuständigen  Kon¬ 
tingents  erforderlich  war.  Die  Verwaltungsverordnungen  und 
Verfügungen  bedurften  aber  auch  in  Militärsachen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  der  da¬ 
durch,  wie  bei  allen  anderen  Verordnungen  und  Verfügungen 
die  Verantwortlichkeit  übernahm. 

Wie  der  Kaiser  der  einzige  Kriegsherr  des  Deutschen 
Reiches  war,  so  lag  auch  die  Völker-,  staats-  und  privatrecht¬ 
liche  Vertretung  des  Reiches  bei  ihm.  Die  staats-,  völker- 


19)  Art.  63  Abs.  IV  R.  V. 

20)  Art.  68  R.  V. 
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und  privatrechtliche  Vertretung  des  Deutschen  Reiches  führte 
der  Kaiser  kraft  Auftrags,  d.  h.  in  der  Vertretung  des  Deut¬ 
schen  Reiches,  nach  dieser  Seite  hin  handelte  er  nicht  in  sei¬ 
nem  eigenen  Namen  —  des  Deutschen  Heeres  Kriegsherr  war 
er  proprio  jure  —  sondern  im  Namen  des  Reichs,  d.  i.  im 
Namen  der  Gesamtheit  der  25  deutschen  Staatensouveräne. 
Die  Bestimmungen  finden  wir  in  Art.  2  Abs.  1  R.  V.  Infolge¬ 
dessen  ernannte  der  Kaiser  ohne  jede  Mitwirkung  anderer 
Faktoren  selbständig  unter  Gegenzeichnung  des  Reichskanz¬ 
lers  die  diplomatischen  Vertretungen  des  Deutschen  Reiches 
im  Auslande;  ebenso  stand  ihm  die  Befugnis  zu,  dieselben 
aufzulösen,  zu  verändern  oder  abzuberufen.  Er  bestimmte  das 
Gehalt,  die  Disziplinarverordnungen  etc.  für  die  diplomatischen 
Vertreter.  Die  einzige  Schranke,  die  ihm  gezogen  war,  be¬ 
stand  darin,  daß  er  den  Rahmen  der  im  Reichsetat  vom  Reichs¬ 
tag  und  Bundesrat  vorgesehenen  Bewilligungen  nicht  über¬ 
schreiten  durfte.  Dieses  aktive  Gesandtschaftsrecht  des 
Kaisers  schloß  selbstverständlich  auch  ein  passives  Gesandt¬ 
schaftsrecht  in  sich.  Er  nahm  die  Gesandten  der  fremden 
Staaten  an  und  konnte  auch,  wenn  dieselben  ihm  mißliebig 
geworden  waren,  ihnen  die  Pässe  zustellen  lassen,  um  sie  auf 
diese  Weise  zu  verabschieden.  In  allen  Angelegenheiten,  die 
das  Ausland  mit  dem  Deutschen  Reiche  zu  erledigen  hatte, 
war  allein  der  Kaiser  die  kompetente  Persönlichkeit.  Das 
Vertragsrecht  des  Kaisers  war  also  völkerrechtlich  ein  generell 
unbeschränktes.  Allerdings  war  die  Frage  des  Gesandtschafts¬ 
rechtes  noch  nicht  ganz  der  Reichsverfassung  gemäß  durch¬ 
geführt.  Einige  Einzelstaaten  übten  noch  ein  aktives  oder 
passives  Gesandtschaftsrecht  aus.  Jedoch  waren  diese  Ge¬ 
sandtschaften  lediglich  zur  Erledigung  der  speziell  den  Einzel¬ 
staat  betreffenden  Angelegenheiten  mit  dem  Auslande  bestimmt 
und  ihnen  ohne  kaiserliche  Genehmigung  jede  Einmischung 
in  die  Reichsangelegenheiten  untersagt.  Auf  abweichende  Be¬ 
stimmungen,  z.  B.  Bayern  betreffend,  näher  einzugehen,  würde 
zu  weit  führen. 

Die  völkerrechtliche  Einheit  des  Reiches  ist  restlos  durch¬ 
geführt  bezüglich  der  handelspolitischen  Vertretung  des  Rei- 
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dies  nach  außen.  Art.  »56  Abs.  1  R.  V,  bestimmte  nämlich, 
daß  das  gesamte  Konsulatswesen  des  Reiches  unter  der  Auf¬ 
sicht  des  Kaisers,  der  nach  Vernehmung  des  Bundesratsaus¬ 
schusses  für  Handel  und  Verkehr  die  Konsulen  anstellte,  stehen 
sollte.  Abs.  2  des  genannten  Artikels  verbot  den  Einzelstaaten 
ihrerseits  Konsulate  im  Auslande  zu  errichten.  Uebrigens 
war  die  Vernehmung  des  Bundesratsausschusses  für  Handel 
und  Verkehr  nur  eine  gutachtliche,  konnte  also  schon  der  recht¬ 
lichen  Stellung  der  Bundesratsausschüsse  nach  überhaupt  nicht 
von  entscheidender  Bedeutung  sein.  Das  Recht,  einen  von 
einem  anderen  Staate  bestellten  Konsul  das  exequatur,  d.  h. 
die  Erlaubnis  zur  Ausübung  seiner  Funktion  zu  erteilen,  war 
ebenfalls  dem  Kaiser  zugestanden. 

Bei  der  Verletzung  deutscher  Rechte  und  Interessen  durch 
das  Ausland  konnte  der  Kaiser  zunächst  den  diplomatischen 
Verkehr  mit  dem  betreffenden  verletzenden  Staat  abbrechen, 
und  wenn  auch  dieses  Mittel  zur  Beilegung  des  Konfliktes  nicht 
zog,  zum  äußersten  Mittel,  zur  Kriegserklärung  greifen21). 
Jedoch  bedurfte  der  Kaiser,  wenn  nicht  ein  direkter  Angriff 
auf  das  Bundesgebiet  oder  die  Küsten  erfolgte,  zur  Kriegs¬ 
erklärung  der  Zustimmung  des  Bundesrats22)23).  Die  Befugnis, 
den  Krieg  zu  beendigen,  Verträge  zu  schließen  oder  zu  kün¬ 
digen.  räumte  ihm  Art.  11  Abs.  1  R.  V.  ein24).  Hierbei  ist  die 
Einschränkung  des  Artikels  11  Abs.  3  zu  bemerken,  wonach 
bei  allen  Verträgen,  die  sich  auf  Gegenstände  bezogen,  die 
nach  Art.  4  der  Reichsgesetzgebung  unterlagen,  wie  z.  B.  Ver¬ 
träge  über  Konsulats-  und  Kriegswesen,  internationale  Münz-, 
Post-  und  Schiffahrtsverträge  die  Zustimmung  des  Bundesrats 
und  zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Reichstages  er-' 


21)  Art.  11  R.  V. 

22)  Art.  11  Abs.  2  R.  V. 

23)  Durch  das  Abänderungsgesetz  vom  28.  10.  1918  wurde  die 
Kriegserklärung  im  Namen  des  Reiches  in  jedem  Falle  von  der  Zu¬ 
stimmung  des  Bundesrates  und  des  Reichstages  abhängig  gemacht. 

24)  Auch  dieses  Recht  wurde  durch  das  Abänderungsgesetz  vom 
28.  10.  1918  eingeschränkt,  nach  dem  sämtliche  Friedensverträge 
der  Zustimmung  des  Bundesrates  und  des  Reichstages  bedurften. 
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forderlich  war.  Die  Beschränkung,  die  der  Abs.  3  des  Art.  11 
für  die  in  das  Gebiet  der  Reichsgesetzgebung  fallenden  Staats¬ 
verträge  gibt,  bezieht  sich  nur  auf  den  verpflichtenden  Ab¬ 
schluß  dieser  Verträge,  aber  nicht  auf  die  Vorverhandlungen, 
für  die  der  Kaiser  eine  unbeschränkte  Vollmacht  besitzt25). 
Uebrigens  war  die  Zustimmung  des  Bundesrates  und  die  Ge¬ 
nehmigung  des  Reichstags  nicht  von  einschneidender  Bedeu¬ 
tung,  da  sonst  eine  nachträgliche  Genehmigung  seitens  des 
Reichstags  für  die  Rechtsgültigkeit  des  Vertrages  unmöglich 
gewesen  wäre.  Auch  die  Befugnis,  Bündnisse  mit  anderen 
Staaten  zu  schließen,  wäre  an  dieser  Stelle  noch  zu  erwähnen. 
Der  Kaiser  konnte  frei,  ohne  die  Zustimmung  der  gesetzgeben¬ 
den  Faktoren  einzuholen,  mit  anderen  Staaten  in  Verkehr 
treten,  sich  mit  ihnen  verbünden  und  ihnen  Hilfe  zusichern, 
oder  sich  von  ihnen  Unterstützung  versprechen  lassen. 

Der  Kaiser  war  Vertreter  des  Reiches  auch  in  privat¬ 
rechtlicher  Beziehung.  „Zur  Aufnahme  von  Anleihen  und  zur 
Uebernahme  von  Garantien  zu  Lasten  des  Reiches,  zur  Ver¬ 
äußerung  von  Reichsvermögen,  zur  Erwerbung  von  Vermögen 
für  das  Reich  und  zu  allen  anderen  privatrechtlichen  Geschäf¬ 
ten  des  Reichsfiskus  mit  Dritten  ist  allein  der  Kaiser,  bzw.  der 
von  ihm  zu  seiner  Vertretung  ermächtigte  und  von  ihm  er¬ 
nannte  Reichsbeamte,  der  auf  seinen  Befehl,  in  seinem  Namen 
handelt,  befugt“26). 

Die  bisher  besprochenen  Regierungsrechte  des  Kaisers 
richten  sich  vorzugsweise  nach  außen.  Gehen  wir  nun  mehr 
zu  den  Rechten  über,  die  dem  Kaiser  auf  dem  Gebiete  des 
inneren  Staatsrechts  zustanden.  Es  waren  dies  wichtige  Be¬ 
fugnisse,  die  dem  Kaiser  gegenüber  den  anderen  obersten 
Faktoren  der  Reichsgewalt,  Bundesrat  und  Reichstag,  einge¬ 
räumt  waren.  Laut  Art.  12  R.  V.  hatte  der  Kaiser  den  Bundes¬ 
rat  und  Reichstag  zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und.  zu 
schließen.  Das  Berufungsrecht  war  an  sich  ein  freies,  hatte 
aber  in  der  Reichsverfassung  einige  Einschränkungen  erfahren. 


25)  Dambitsch,  a.  a.  O.  S.  278. 

26)  Laband,  a.  a.  0.  Bd.  1,  S.  231. 
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Art.  13  R.  V.  verlangte  die  Einberufung  des  Bundesrats  und 
des  Reichstags  alljährlich.  Der  Bundesrat,  der  die  dem  Reichs¬ 
tag  zu  machenden  Vorlagen  zu  bearbeiten  und  vorzubereiten 
hatte,  konnte  immer  berufen  werden  und  mußte  tagen,  solange 
der  Reichstag  tagte,  oder,  wenn  mindestens  ein  Drittel  der 
Stimmenzahl  des  Bundesrats  es  verlangte27).  In  bezug  auf 
den  Reichstag  war  dann  noch  die  Einschränkung  gemacht,  daß 
derselbe  niemals  ohne  den  Bundesrat  berufen  werden  konnte. 
Der  Kaiser  selbst  hatte  keine  Stimme  im  Bundesrat;  jedoch 
hatte  er  einen  besonderen  Einfluß  auf  denselben  schon  da¬ 
durch,  daß  er  nach  Art.  15  Abs.  1  gehalten  war,  den  Reichs¬ 
kanzler  zu  ernennen,  der  den  Vorsitz  im  Bundesrat  führte 
und  die  Geschäfte  leitete28).  Dieser  Reichskanzler  mußte  not¬ 
wendig  auch  Bundesratsbevollmächtigter  Preußens  sein  und 
der  Kaiser  war  verfassungsmäßig  verpflichtet,  denselben  dazu 
zu  ernennen.  Bismarck  hat  allerdings  in  einer  Rede  im  Jahre 
1877  es  für  möglich,  wenn  auch  nicht  für  günstig  gehalten,  daß 
der  Reichskanzler  im  Bundesrat  wohl  den  Vorsitz,  aber  keine 
Stimme  führte.  Es  ist  dies  ein  Irrtum.  Mehrere  Male  wird 
in  der  Reichsverfassung  der  Stimme  des  Reichskanzlers,  also 
der  preußischen  Stimme  der  Name  „Präsidialstimme“  oder 
„Stimme  des  Präsidiums“  beigelegt,  womit  doch  jedenfalls 
ausgedrückt  sein  sollte,  daß  der  preußische  Bundesratsbevoll¬ 
mächtigte  und  der  Reichskanzler  als  Vorsitzender  des  Bundes¬ 
rats  ein  und  dieselbe  Person  sein  müssen.  Dies  erhellt  auch 
noch  daraus,  daß,  wie  Georg  Meyer29)  bemerkt,  der  Artikel  15 
Abs.  2  R.  V.  dem  Reichskanzler  gestattet,  sich  in  seinen  Ge¬ 
schäften  von  jedem  anderen  Bundesratsmitgliede  kraft  schrift¬ 
licher  Substitution  vertreten  zu  lassen,  woraus  doch  auf  alle 

27)  Art.  14  R.  V. 

28)  Das  Abänderungsgesetz  vom  28.  10.  1918  machte  diesem 
wichtigen  Einfluß  des  Kaisers  auf  die  Leitung  der  Regierungsge¬ 
schäfte  ein  Ende.  Da  nunmehr  der  Reichskanzler  zu  seiner  Amts¬ 
führung  das  Vertrauen  des  Reichstages  bedurfte,  war  das  Parlament 
dem  Kaiser  als  mindestgleichwertiger  Faktor  gegenüber  gestellt. 
Das  parlamentarische  System  war  eingeführt. 

29)  Georg  Meyers  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts,  VII. 
Aufl.  von  Gerhard  Anschütz,  München  und  Leipzig  §  124  S.  489. 
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Fälle  sich  ergibt,  daß  der  Vorsitzende  des  Bundesrats  immer 
auch  eine  Stimme  führen  mußte;  es  würde  zu  anormalen  Ver¬ 
hältnissen  geführt  haben,  wenn  der  Vorsitzende  einmal  keine 
Stimme  und  ein  anderes  Mal  in  Abwesenheit  des  Reichskanz¬ 
lers  wohl  eine  Stimme  gehabt  hätte. 

Eine  weitere  Einwirkung  auf  die  Organisation  des  Bundes¬ 
rats  übte  der  Kaiser  dadurch  aus,  daß  er  die  Mitglieder  des 
Bundesratsausschusses  für  das  Landheer  —  hier  mit  Ausnahme 
des  ständigen  Sitzes  von  Bayern  —  und  des  Seewesens  er¬ 
nennen  konnte. 

Gesetzesvorlagen  durften  im  Namen  des  Kaisers  nicht 
eingebracht  werden.  Das  Recht  der  Initiative  fehlte  ihm. 
Jedoch  ist  dieser  Satz  der  Verfassung  in  die  Praxis  nicht  um¬ 
gesetzt  worden.  Nach  Art.  7  Abs,  2  R.  V.  hatte  jedes  Bundes¬ 
mitglied  das  Recht,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag 
zu  bringen.  Damit  war  deutlich  ausgesprochen,  daß  nur  den 
einzelnen  Bundesmitgliedern,  nicht  dem  Kaiser  als  solchem 
das  Recht  der  Initiative  im  Bundesrate  zustehen  sollte.  Hier 
hat  die  Staatspraxis  ergänzend  eingegriffen.  Tatsächlich  hat 
sie  es  im  Laufe  der  Zeit  soweit  gebracht,  daß  die  Gesetzes¬ 
vorlagen  „im  Aufträge  seiner  Majestät“  oder  „im  Namen  des 
Kaisers“  eingebracht  wurden.  Uebrigens  wäre  es  auch  bei 
manchen  Sachen  .dem  preußischen  König  unmöglich  gewesen, 
dem  Bundesrat  seinerseits  Vorschläge  zu  unterbreiten,  deren 
Inhalt  eigentlich  nur  zur  Kompetenz  des  Reiches  gehörte,  da 
in  Preußen  für  derartige  Angelegenheiten  gar  keine  ent¬ 
sprechenden  Behörden  zur  vorherigen  Bearbeitung  der  Vor¬ 
schläge  vorhanden  waren.  Man  braucht  hierbei  nur  an  das 
Post-  und  Telegraphenwesen  zu  erinnern30).  Auf  diese  Weise 
hatte  der  Kaiser  tatsächlich  die  Initiative  bei  den  Gesetzes¬ 
vorlagen  erlangt. 

Waren  die  Gesetze  vom  Reichstage  angenommen,  so  hatte 
der  Kaiser  dieselben  als  Reichsgesetze  auszufertigen  und  zu 
verkünden31).  Da  aber  das  Gesetz  ohne  seinen  Willen,  ja 

30)  Vgl.  Richard  Fischer,  a.  a.  O.  S.  1.51. 

31)  Art,  17  R.  V, 
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sogar  gegen  seinen  'Willen  zustandegekommen  sein  konnte, 
hatte  der  Kaiser  die  Pflicht,  dasselbe  vor  der  Veröffentlichung 
auf  seine  Verfassungsmäßigkeit  hin  zu  prüfen.  Waren  alle 
gesetz-  und  verfassungsmäßigen  Bedingungen  erfüllt,  so  hatte 
der  Kaiser  die  Pflicht,  das  Gesetz  als  Reichsgesetz  zu  ver¬ 
öffentlichen.  Diese  Ansicht  steht  nicht  unbestritten  da.  Der 
Kaiser  hat  weder  jegliche  Sanktionsbefugnis,  noch  stand  ihm 
ein  Vetorecht  zu.  Allerdings  konnte  man  zu  dieser  Ansicht 
kommen  auf  Grund  der  unseren  früheren  Gesetzen  Vorgesetz¬ 
ten  Publikationsformel:  „Wir . von  Gottes  Gnaden,  Deut¬ 

scher  Kaiser.  König  von  Preußen,  etc.  verordnen  im  Namen 
des  Reiches,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Reichstags  und 
des  Bundesrats  was  folgt.“  Diese  Formel  war  tatsächlich 
ungenau.  Viel  eher  könnte  die  von  Zorn  aufgestcllte  Formel 
hier  Platz  finden,  da  sie  den  staatsrechtlichen  Standpunkt  ge¬ 
nau  präzisierte32).  Man  hatte  einfach  die  preußische  Formel 
übernommen,  ohne  weiter  dieselbe  den  veränderten  Gesichts¬ 
punkten  gemäß  zu  modifizieren.  Wenn  nun  auch,  wie  Born¬ 
hak33)  darzulegen  versucht,  die  Eingangsformel  der  Reichs¬ 
gesetze  durch  ihren  inkorrekten  Wortlaut  dem  Kaiser  ein 
Sanktionsrecht  einräumte,  so  ist  doch  an  dem  verfassungs¬ 
mäßig  festgesetzten  Recht  des  Bundesrats  als  der  Vertretung 
der  verbündeten  Regierungen,  der  allein  die  Sanktionsmacht 
gebührte,  nichts  zu  ändern.  Eiswaldt34)  bemerkt  hier  u.  F. 
sehr  richtig,  daß  „die  Verfassung  unter  ihrem  Titel  „Reichs¬ 
gesetzgebung“  des  Kaisers  überhaupt  nicht  Erwähnung  tut“. 
Für  ein  kaiserliches  Veto  sind  nur  wenige  Schriftsteller  ein¬ 
getreten,  haben  allerdings  diesen  Standpunkt  mit  ziemlicher 
Schärfe  vertreten.  Besonders  von  Martitz35)  hat  als  erster 
dem  Präsidium  bereits  1  Jahr  nach  Zustandekommen  der  Ver¬ 
fassung  des  Norddeutschen  Bundes  in  seinen  „Betrachtungen“ 

32)  Vgl.  Zorn.  a.  a.  O.  Bd.  1,  S.  415. 

33)  Im  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  VIII,  S.  457  ff. 

34)  Die  Rechte  des  Deutschen  Kaisers  an  der  Gesetzgebung, 
Berlin  1901,  S.  25. 

35)  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bun¬ 
des,  Leipzig  1868,  S.  53,  Anm.  45, 
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über  letztere  ein  Veto  zugebilligt.  Diese  Autoren  haben  haupt¬ 
sächlich  den  Art.  17  allein  und  nicht  im  Zusammenhang  mit 
den  anderen  bezüglichen  Bestimmungen  betrachtet.  Art.  15 
R.  V.  bemerkt  ausdrücklich,  daß  „die  Reichsgesetzgebung 
durch  den  Bundesrat  und  den  Reichstag  ausgeübt  wird.“  Der 
Kaiser  hatte  aus  Art.  17  R.  V.  lediglich  die  Pflicht,  den  Sank¬ 
tionsbeschluß  des  Bundesrats  zu  beurkunden,  und  ihn  denen, 
auf  die  das  Gesetz  sich  bezieht,  zu  publizieren.  War  das  Ge¬ 
setz  verfassungsmäßig  zustandegekommen,  so  hatte  der  Kaiser 
nicht  das.  Recht,  die  Vollziehung  und  Publikation  zu  verwei¬ 
gern.  —  Er  war  verfassungsmäßig  verpflichtet,  die  Vollzie¬ 
hung  und  Publikation  zu  tätigen.  Allerdings  war  ihm  für  das 
fehlende  Veto  ein  Aequivalent  gegeben.  Nach  Art.  78  Abs.  1 
konnte  eine  Veränderung  der  Verfassung  nicht  erfolgen,  wenn 
14  Stimmen  im  Bundesrat  sich  dagegen  erklärten  Der  Kaiser 
konnte  also  als  König  von  Preußen  mit  den  ihm  zustehenden 
17  Stimmen  eine  Verfassungsänderung,  die  seine  Billigung  nicht 
fand,  verhindern. 

Weiterhin  bot  Art.  5  Abs.  2  R.  V.  dem  Kaiser  noch  eine 
Handhabe,  ihm  nicht  zusagende  Gesetzesvorschläge  über  das 
Militärwesen,  die  Kriegsmarine  und  die  im  Art.  35  bezeich- 
neten  Abgaben,  wenn  im  Bundesrat  sich  eine  Meinungsver¬ 
schiedenheit  ergab,  nach  seinem  Willen  zu  regeln.  Es  gab 
alsdann  die  Stimme  des  Präsidiums,  des  Reichskanzlers,  der 
ja,  wie  oben  erwähnt,  preußischer  Bundesratsbevollmächtigter 
sein  mußte  und  als  solcher  vom  Kaiser,  dem  König  von  Preu¬ 
ßen,  resp.  dem  preußischen  Staatsministerium  seine  Instruk¬ 
tionen  erhielt,  den  Ausschlag. 

„Ueber  die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforder¬ 
lichen  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen 
hat,  sofern  nicht  durch  Reichsgesetz  etwas  anderes  bestimmt 
ist,  der  Bundesrat  Beschluß  zu  fassen.“36)  Hieraus  erhellt, 
daß  ein  selbständiges  kaiserliches  Verordnungsrecht  überhaupt 
nicht  bestand,  sondern  dieses  war  immer  für  den  Kaiser  nur 


3ß)  Art.  7  Abs.  1  Nr.  2  R.  V. 
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vorhanden  kraft  besonderen  Titels37)..  In  der  Verfassung  selbst 
finden  wir  einige  Rechtstitel,  nach  denen  es  dem  Kaiser  über¬ 
lassen  war,  Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen  zu 
treffen.  So  unterstellte  z.  B.  die  Reichsverfassung  das  Recht 
zum  Erlaß  von  Verwaltungsverordnungen,  sowie  das  Konsu¬ 
latwesen38),  für  Militärsachen39),  für  die  Kriegsmarine40),  für 
das  Post-  und  Telegraphenwesen41),  dem  Kaiser.  Auf  dem 
Gebiete  des  Eisenbahnwesens  beschränkte  sich  das  Verord¬ 
nungsrecht  des  Kaisers  auf  die  allerdings  höchst  inhaltsvolle 
Befugnis,  die  sogenannten  Notstandsverordnungen  zu  erlassen, 
wodurch  bestimmte  Lebens-  und  Futtermittel  bei  eintretenden 
Notständen  auf  allen  Bahnen  —  ausgenommen  die  bayerischen 
—  zu  einem  niedrigen  Spezialtarife  befördert  wurden,  jedoch 
mit  der  Einschränkung,  daß  dieser  Spezialtarif  nicht  unter 
den  niedrigsten  auf  der  betreffenden  Bahn  für  Rohprodukte 
geltenden  Satz  herabgehen  durfte.  Diese  Notstandsverord¬ 
nungen  für  das  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphenwesen  er¬ 
ließ  der  Kaiser  auf  Vorschlag  des  Bundesratsausschusses  für 
Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphen42). 

Auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 
kennt  eine  kaiserliche  Verordnung.  Dieselbe  ist  in  §  482 
Abs.  2  B.G.B.  erwähnt.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  vom 
Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  erlassende  Ver¬ 
ordnung,  in  der  die  Hauptmängel  und  Gewährfristen  beim 
Viehkauf  bestimmt  werden. 

Außerdem  gibt  es  noch  eine  große  Zahl  von  Reichsge¬ 
setzen,  bei  denen  die  auf  Grund  oder  in  Durchführung  des 
Reichsgesetzes  zu  erlassenden  Verordnungen  dem  Kaiser  zu¬ 
gesprochen  waren.  „Die  vom  Kaiser  erlassenen  Verwaltungs¬ 
verordnungen  haben  niemals  die  Kraft  von  Rechtssätzen,  son- 

37)  Vgl.  Lackmann,  Das  Kaisertum  in  den  Verfassungen  des 
Deutschen  Reiches,  jur.  Diss.,  Bonn  1903,  S.  34. 

38)  Art.  56  Abs.  1. 

39)  Art.  63  Abs.  5  und  Art.  68. 

40)  Art.  53  R.  V. 

41)  Art.  50  R.  V. 

42)  Art.  46  R.  V. 
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eiern  sind  lediglich  Instruktionen  und  Anweisungen  für  die 
Organe  des  Reichs  oder  für  die  Regierungen  und  Behörden 
der  Einzelstaaten,  daher  nur  für  deren  Amtsführung  und  nicht 
für  sämtliche  Reichsangehörige  bindend,  bedürfen  aus  dem¬ 
selben  Grunde  keiner  Publikation,  sondern  werden  einfach 
den  Organen  des  Reichs,  bzw.  den  Regierungen  der  Einzel¬ 
staaten  mitgeteilt,  welche  für  die  weitere  Mitteilung  Sorge  zu 
tragen  haben.“43) 

Eine  Reihe  von  gerichtsherrlichen  Rechten  standen  dem 
Kaiser  auf  dem  Gebiete  der  durch  das  Reichsjustizamt  ge¬ 
führten  Justizverwaltung  zu.  Er  ernannte  den  Präsidenten 
des  Reichsgerichts44)  und  des  Reichsmilitärgerichts45),  ferner 
den  Oberreichsanwalt  und  die  Reichsanwälte46),  —  Allerdings 
hat  hier  der  Bundesrat  das  Vorschlagsrecht.  Hierher  gehörte 
noch  das  Begnadigungsrecht  des  Kaisers.  Die  Reichsverfas¬ 
sung  erwähnt  das  Begnadigungsrecht  des  Kaisers  an  keiner 
Stelle.  Im  allgemeinen  war  es  ja  den  Souveränen  der  Einzel¬ 
staaten  Vorbehalten,  innerhalb  ihrer  Gebiete  das  Begnadigungs¬ 
recht  auszuüben.  In  wenigen  Fällen  hatte  der  Kaiser  als  sol¬ 
cher  das  Begnadigungsrecht  und  zwar  so,  daß  es  in  diesen 
Fällen  kein  konkurrierendes  Begnadigungsrecht  geben  konnte, 
indem  nämlich  diese  Fälle  dem  Begnadigungsrecht  der  einzel¬ 
nen  Souveräne  ausdrücklich  entzogen  waren.  §  484  St.P.O.  ff. 
überläßt  das  Begnadigungsrecht  für  alle  Strafsachen,  in  denen 
das  Reichsgericht  in  erster  und  letzter  Instanz  erkannt  hat, 
ferner  für  Disziplinarsachen  gegen  Reichsbeamte47),  für  erst¬ 
instanzliche  Sachen  der  Konsular- und  Schutzgebietsgerichte48), 
dem  Kaiser. 

Der  ehemalige  Deutsche  Kaiser  ernannte  gemäß  Art.  18 
R.  V.  die  Reichsbeamten.  Auch  die  Ernennung  der  wichtig¬ 
sten  Beamten,  des  Reichskanzlers,  der  der  einzige  verantwort- 

43)  Richard  Fischer,  a.  a.  O.  S.  163. 

44)  G.  V.  G.  §  127. 

45)  M.  St.  P.  O.  §  71  ff. 

4G)  G.  V.  G.  §  150. 

47)  R.  G.  B.  §  118. 

48)  K.  G.  G.  §  42  und  Sch.  G.  G.  §  2. 
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liehe  Minister  des  Reiches  war,  war  ihm  nach  Artikel  15  R.  V. 
Vorbehalten.  Alle  Regierungshandlungen  des  Kaisers  mit  nur 
wenigen  Ausnahmen  bedurften  der  Gegenzeichnung  des 
Reichskanzlers.  Bei  der  Wahl  dieses  obersten  Reichsbeamten 
war  dem  Kaiser  vollständig  freie  Hand  gelassen,  und  er  konnte 
jede  Persönlichkeit  nehmen,  die  ihm  paßte49).  Infolgedessen 
war  der  Kaiser  niemals  gezwungen  mit  Leuten  zusammen  zu 
arbeiten,  die  seine  politische  Ansicht  nicht  teilten.  Die  Folge 
davon  war,  daß  er  eine  große  Macht  auf  die  Politik  des  Reiches 
nach  innen  und  außen  ausübte.  In  manchen  Fällen  hatte  bei 
den  höheren  Reichsbeamten  ein  gewisses  Vorschlagsrecht  der 
Bundesrat,  er  mußte  nämlich  bei  der  Ernennung  dieser  Be¬ 
amten  gehört  werden,  was  u.  a.  vorkam  bei  der  Ernennung 
der  Beamten  des  Reichsgerichts50).  Das  Recht,  gewisse  mittel¬ 
bare  Reichsbeamte  —  die  oberen  Beamten  im  Gebiete  des 
Post-  und  Telegraphenwesens  mit  Ausnahme  von  Bayern  und 
Württemberg51)  zu  ernennen,  war  dem  Kaiser  übertragen5-). 
Uebrigens  mußte  „den  einzelnen  Landesregierungen  von  den 
in  Rede  stehenden  Ernennungen,  soweit  dieselben  ihre  Gebiete 
betrafen,  behufs  der  landesherrlichen  Bestätigung  und  Publi¬ 
kation  rechtzeitig  Mitteilung  gemacht  werden.“  Alsdann  war 
dem  Kaiser  das  Recht  gegeben,  Beamte  zu  ernennen,  die  die 
Ueberwachung  der  Zoll-  und  Steuerämter  der  einzelnen  Staa¬ 
ten  führten,  nach  vorheriger  Vernehmung  des  Bundesratsaus¬ 
schusses  für  Zoll-  und  Steuerwesen53).  Auch  in  diesem  Falle 
hatte  der  Bundesrat  nur  ein  Vorschlagsrecht,  an  das  der  Kaiser 
keineswegs  gebunden  war. 

Dem  Kaiser  standen  auf  dem  Gebiete  des  Kolonialwesens, 
wie  auch  insbesondere  als  Beauftragter  des  Bundesrats  be- 


49)  Das  Abänderungsgesetz  vom  28.  10.  1918  schaltete  zwar  nicht 
dieses  Ernennungsrecht  des  Kaisers  aus,  verlangte  jedoch,  daß  der 
Reichskanzler  während  der  Dauer  seiner  Amtsführung  das  Vertrauen 
des  Reichstags  genoß. 

50)  G.  V.  G.  §§  127,  150. 

5t)  Art.  52  R.V. 

52)  Art.  50  Abs.  4  R.  V. 

53)  Art.  36  Abs.  2  R.  V. 
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züglich  der  Landesverwaltung  in  Elsaß-Lothringen  noch  eine 
größere  Anzahl  von  Befugnissen,  die  sogar  zum  Teil  ihm  ge¬ 
wissermaßen  landesherrliche  Rechte  zuerkannten,  zu.  Eine 
Aufzählung  dieser  Rechte  im  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit 
kann  füglich  unterbleiben,  da  nach  dem  unglücklichen  Ausgang 
des  Weltkrieges  1914/18  dem  Reichspräsidenten  eine  Betäti¬ 
gung  auf  diesem  Gebiete  nicht  mehr  zusteht.  Wenn  die  neue 
Reichsverfassung  auch  das  Kolonialwesen  nicht  unerwähnt 
läßt54),  so  geschieht  dies  doch  wohl  mehr  aus  dem  Grunde, 
der  auch  gelegentlich  der  Beratung  des  Verfassungsaus¬ 
schusses  mehrfach  Erwähnung  fand,  daß  man  damit  gegen  die 
den  früheren  Versprechungen  von  Feindesseite  widerstrei¬ 
tende  definitive  Regelung  in  der  Frage  unserer  Kolonien  im 
Versailler  Friedensvertrage55)  nochmals  feierlich  Protest  ein¬ 
igen  wollte. 

Die  vorherige  einzelne  Aufzählung  der  dem  Kaiser  zu¬ 
stehenden  Rechte  ergibt  als  leitenden  Gedanken  der  früheren 
Reichsverfassung  den,  dem  Kaiser  die  Stellung  eines  Beauf¬ 
tragten  der  verbündeten  Regierungen  als  Trägern  der  Souverä¬ 
nität  des  Deutschen  Reiches  zuzuweisen.  Nach  dem  strengen 
Wortlaut  der  Verfassung  als  solcher  sollte  der  Kaiser,  abge¬ 
sehen  von  den  Besonderheiten  auf  dem  Gebiete  des  Kriegs¬ 
wesens  mehr  oder  weniger  lediglich  die  repräsentative  Spitze 
des  Deutschen  Reiches  darstellen,  und  zwar  sollte  er  nach 
außen  hin  völkerrechtlich  das  Reich  vertreten,  nach  innen  hin 
dagegen  staatsrechtlich  an  die  Zustimmung  der  verfassungs¬ 
mäßig  berufenen  Faktoren  der  Reichsregierung,  nämlich  des 
Bundesrats  und  Reichstags  gebunden  sein. 

So  war  s.  Zt.  bei  der  Schaffung  der  Reichsverfassung  die 
Stellung  und  Tätigkeit  des  Kaisers  gedacht.  Theoretisch  ist 
auch  hieran  bis  zum  Ende  des  deutschen  Kaisertums,  abge¬ 
sehen  von  dem  Gesetz  über  die  Einschränkung  der  Kom¬ 
mandogewalt  vom  28.  Oktober  1918,  nichts  geändert  worden. 

54)  Vgl.  Art.  80  R.  V.  vom  11.  August  1919. 

55)  Vgl.  Teil  IV,  Art.  118/127  des  Friedensvertrages  von  Versailles 
vom  28.  Juni  1920. 
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Praktisch  aber  ergab  sich  ein  durchaus  anderes  Bild,  weil 
eben  der  Kaiser  als  gleichzeitiger  Träger  der  Krone  des  größ¬ 
ten  Bundesstaates  durch  die  von  ihm  in  dieser  Eigenschaft  ge¬ 
führten  17  Bundesratsistimmen  auf  die  Gestaltung  der  Reichs¬ 
gesetzgebung  einen  so  großen  Einfluß  hatte,  daß  er  in  der 
Lage  war,  unter  Ausnutzung  dieses  Uebergewichtes  die  Politik 
des  Reiches  im  wesentlichen  durchaus  in  seinem  Sinne  zu 
orientieren  und  zu  beeinflussen. 

Dies  hat  sich  unter  der  Regierung  des  letzten  Kaisers  im 
besonderen  Maße  gezeigt  und  ist  wohl  am  schlagendsten  da¬ 
durch  bewiesen,  daß  während  derselben  der  von  Bismarck 
als  eine  Art  Sicherheitsventil  gegen  großpreußische  Ideen  ge¬ 
dachte  Bundesratsausschuß  für  auswärtige  Angelegenheiten:,,i) 
jahrelang  überhaupt  nicht  berufen  wurde.  Gerade  die  hierin 
sich  zeigende  Tendenz  der  kaiserlichen  Politik  zur  selbstän¬ 
digen  Führung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  beweist,  daß 
die  Stellung  des  Deutschen  Kaisers  als  Mandatar  der  ver¬ 
bündeten  Regierungen  in  der  alten  Verfassung  noch  nicht  so 
fest  verankert  war,  daß  es  einem  zur  Selbständigkeit  neigen¬ 
den  Monarchen  nicht  möglich  gewesen  wäre,  eine  eigene  Politik 
zu  treiben. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  untersuchen,  ob  dieser  Mo¬ 
ment  an  dem  derzeitigen  Unglück  Deutschlands  die  Schuld 
trägt  oder  nicht,  aber  selbstverständlich  ist  es,  daß  mit  der 
Umwälzung  der  November  tage  1918,  die  latent  schon  mit  der 
Berufung  des  Prinzen  Max  von  Baden  zum  Reichskanzler  ein¬ 
setzte,  gerade  in  dieser  Richtung  Bestrebungen  sich  geltend 
machten,  die  dahin  zielten,  für  die  Zukunft  solche  Erscheinun¬ 
gen  unmöglich  zu  machen. 

Wie  unschwer  zu  erkennen,  war  die  erste  Staatsform, 
die  in  Deutschland  an  die  Stelle  des  Kaisertums  trat,  von 
russischen  Vorbildern  beeinflußt.  Es  bildete  sich,  zusammen¬ 
gesetzt  aus  Mitgliedern  der  früher  oppositionellen,  jetzt  regie¬ 
renden  Parteien,  der  sogenannte  Rat  der  Volksbeauftragten, 
bestehend  aus  einem  Kollegium  der  verschiedenen  sozialisti- 


56)  Art.  8  Abs.  3  R.  V. 
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sehen  Richtungen,  die  nunmehr  zeitweilig  als  Träger  der  Sou¬ 
veränität  in  Deutschland  anzusprechen  waren,  wenn  eben  der 
Begriff  der  Souveränität  mit  Innehabung  der  höchsten  Gewalt 
im  Staate  identifiziert  wird57).  Dieser  Rat  der  Volksbeauf¬ 
tragten  hatte  aber  nicht  die  gesamte  Masse  des  deutschen 
Volkes  hinter  sich,  sondern  war,  wie  bereits  ausgeführt,  ledig¬ 
lich  Repräsentant  der  sozialistischen  Parteien. 

Es  setzten  demzufolge  sofort  Bestrebungen  ein,  die  deut¬ 
sche  Regierung  auf  einer  breiteren  Basis  aufzubauen,  zumal 
ja  auch  alsbald,  nachdem  die  ersten  Wehen  der  Umwälzung 
überwunden  waren,  im  Rat  der  Volksbeauftragten  selbst 
schwerwiegende  Unstimmigkeiten  sich  ergaben,  die  zum  Aus¬ 
scheiden  der  Mitglieder  der  unabhängigen  sozialdemokratischen 
Partei  Deutschlands  führten. 

War  durch  die  Umwälzung  vom  November  1918  dem 
früheren  sogenannten  persönlichen  Regiment  gegenüber  der 
Idee  der  Souveränität  des  Volkes  der  Boden  vorbereitet  wor¬ 
den,  so  drang  immer  mehr  die  Ueberzeugung  durch,  daß  ge¬ 
rade  unter  den  damaligen  zerfahrenen  Zuständen  unter  keinen 
Umständen  auf  die  Dauer  die  Herrschaft  nur  einer  Klasse  halt¬ 
bar  sei.  Dieser  Gedanke  fand  zunächst  seinen  Niederschlag 
in  der  Ausschreibung  der  Wahlen  zur  verfassunggebenden 
Deutschen  Nationalversammlung  mit  ihren  weitgehenden  Ga¬ 
rantien  zur  Ermittlung  des  wirklichen  Volkswillens,  nach  deren 
Zusammentritt  die  bisherige  einseitige  Parteiregierung  zurück¬ 
trat,  und  nunmehr  nach  Verkündung  des  Gesetzes  über  die  vor¬ 
läufige  Reichsgewalt  vom  10.  Februar  1919  die  Reichsregie¬ 
rung  auf  eine  breitere  Basis  gestellt  wurde.  Nach  diesem 
Gesetz  wurde  an  die  Spitze  des  Reiches  ein  Reichspräsident 
gestellt.  Dieser  führte  die  Geschäfte  des  Reiches,  vertrat  es 
völkerrechtlich,  ging  im  Namen  des  Reiches  Verträge  mit  aus¬ 
wärtigen  Mächten  ein,  verkündete  die  geschlossenen  Reichs¬ 
gesetze  und  Verträge  im  Reichsgesetzblatt,  wobei  alle  zivilen 
und  militärischen  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Präsi- 

57)  Vgl.  Aufruf  des  Rates  der  Volksbeauftragten  an  das  deutsche 
Volk  vom  12.  November  1918  R.G.B1.  1918,  S.  1303. 
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denten  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  durch  einen 
Minister  bedurften58).  Er  wurde  von  der  Nationalversamm¬ 
lung  mit  absoluter  Mehrheit  gewählt;  sein  Amt  dauerte  bis 
zum  Antritt  eines  neuen  Reichspräsidenten,  der  auf  Grund 
der  künftigen  Reichsverfassung  gewählt  werden  sollte59). 

Die  Idee,  mit  dem  erblichen  Kaisertum  zu  brechen,  ergab 
sich  mit  Notwendigkeit  als  Reaktion  gegen  die  früheren  Zu¬ 
stände  und  bei  den  Verhandlungen  darüber,  mit  welchen  Rech¬ 
ten  nunmehr  der  jetzt  nunmehr  zeitweilige  Reichspräsident 
auszustatten  sei,  schwebten  naturgemäß  die  Verhältnisse  der 
drei  großen  Republiken  mit  Präsidentschaftsverfassung,  Ame¬ 
rika,  Frankreich  und  Schweiz,  vor. 

Zum  Verständnis  dessen,  was  nun  bezüglich  der  Rechts¬ 
stellung  des  Reichspräsidenten  in  der  Verfassung  des  Deut¬ 
schen  Reiches  vom  11.  August  1919  niedergelegt  ist,  dürfte 
es  unerläßlich  sein,  zunächst  der  Rechtsstellung  der  Präsiden¬ 
ten  der  drei  genannten  Republiken  kurz  zu  gedenken. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  stehen  zwei  eben¬ 
bürtige  höchste  Staatsorgane  ohne  jede  organisatorische  Ver¬ 
bindung  nebeneinander;  dem  Kongreß  liegt  die  Gesetzge¬ 
bung60),  dem  Präsidenten61)  und  der  ihm  nachgeordneten  Ver¬ 
waltung  die  Exekutive  ob.  Die  Trennung  dieser  beiden  Ge¬ 
walten,  die  in  dieser  Hinsicht  auf  die  Lehre  Montesquieu’s 
weiterbaut,  der  Legislative  und  Exekutive,  ist  das  Grund¬ 
prinzip  der  amerikanischen  Verfassung.  Dem  Parlament  ge¬ 
genüber  steht  der  ganze  Apparat,  an  dessen  Spitze  der  Präsi¬ 
dent  steht,  formell  vollkommen  unabhängig  da,  praktisch  aber 
ergibt  sich  eine  gewisse  Abhängigkeit  daraus,  daß  das  Kabinett 
in  allen  Fragen,  die  die  Gesetzgebung  berühren,  der  Zustim¬ 
mung  des  Kongresses  bedarf.  Das  Amt  des  Präsidenten  ist 

58)  §§  8,  9  Gesetz  über  die  vorl.  Reichsgewalt  R.G.B1.  S.  169. 

■59)  §  6  Abs.  1  und  5,  §  7  Gesetz  über  die  vorl.  Reichsgewalt 
R.G.B1.  S.  169, 

6Ü)  Art.  1  §  8  Nr.  17,  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

61)  Art.  2  §  1  Nr.  1,  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 


L.  Sturmthal,  Die  Rechtsstellung  des  ehemaligen  Deutschen  Kaisers.  3 
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ein  wirksames  Gegengewicht  gegen  die  Allmacht  der  Volks¬ 
vertretung.  Der  Präsident  ist  sein  eigener  Kabinettschef,  die 
Ressortleiter  des  Kabinetts  erhalten  von  ihm  die  Instruktion. 
Bei  der  Ernennung  der  ihm  untergeordneten.  Beamten  ist  er 
zwar  an  die  Zustimmung  des  Senats  gebunden,  „tatsächlich 
verweigert  aber  der  Senat  niemals  die  Zustimmung  zur  Wahl 
seiner  unmittelbaren  Berater,  seiner,  wie  man  in  Europa  sagen 
würde,  Minister“62).  Die  Stellung  des  amerikanischen  Staats¬ 
präsidenten  ist  mit  der  parlamentarischen  Regierungsweise 
nicht  zu  vereinigen.  Der  Präsident  ist  selbständig  und  Inhaber 
einer  sehr  großen  Macht;  er  ist  Oberbefehlshaber  der  Armee 
und  Marine  der  Vereinigten  Staaten  und  der  Staatsmilizen, 
wenn  dieselben  zu  aktivem  Bundesdienst  einberufen  sind'63); 
er  hat  ferner  die  Befugnis,  Friedens-  und  andere  Verträge  zu 
schließen,  Botschafter,  Gesandte  und  Konsule  zu  ernennen  und 
ist  hierbei  an  die  Zustimmung  des  Senats  gebunden;  jedoch 
in  der  Praxis  tritt  er  selbständig  auf,  indem  das  Staatssekre¬ 
tariat  zur  Pflege  der  auswärtigen  Beziehungen  durch  Gesetz 
vom  27.  Juni  1789  angewiesen  ist,  die  ihm  vom  Präsidenten 
aufgetragenen  Geschäfte  zu  versehen;  „Botschafter  und  andere 
öffentliche  Gesandte  empfangen“64)  konnte  er  ohne  Kontrolle. 
Er  hat  ein  Veto  gegen  die  vom  Kongreß  beschlossenen  Ge¬ 
setze,  das  ihm  nur  durch  eine  ^-Mehrheit  genommen  werden 
kann65).  An  der  Wahl  des  Präsidenten  ist  das  Volk,  wenn 
auch  nur  mittelbar,  beteiligt.  Innerhalb  eines  jeden  Frei¬ 
staates  werden  so  viele  Wahlmänner  gewählt,  wie  der  Frei¬ 
staat  Abgeordnete  zu  den  beiden  Kammern  des  Kongresses 
entsendet.  Die  Wahlmänner  jedes  einzelnen  Freistaates  tre¬ 
ten  zur  Wahl  des  Präsidenten  zusammen.  Das  Ergebnis  wird 


62)  Otto  Lenel,  Rede,  gehalten  bei  der  Jahresfeier  der  Freiburger 
wissenschaftlichen  Gesellschaft  am  25.  Oktober  1919,  Freiburg  1920, 
S.  11. 

°3)  Art.  2  §  2  Nr.  1,  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

64)  Art.  2  §  3  Nr.  1,  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

6,r>)  Vgl.  Otto  Lenel,  a.  a.  0. 
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in  einer  Sitzung  des  Kongresses  festgestellt.  Wenn  sich  keine 
Mehrheit  ergibt,  so  wählt  aus  den  3  Bewerbern,  die  die  höchste 
Stimmenzahl  erhalten  haben,  dasi  Repräsentantenhaus  den  Prä¬ 
sidenten. 

Frankreich  hat  im  Gegensatz  zum  Dualismus  Amerikas  nur 
ein  einziges  Organ,  durch  das  das  Volk  seine  Souveränität 
ausübt,  das  Parlament.  Für  die  französische  Republik  ist  es 
bezeichnend,  „daß  man  sich  nur  mit  Widerstreben  und  unter 
ständiger  Betonung  des  Grundsatzes  der  Volkssouveränität 
dazu  verstand,  ein  Staatsoberhaupt  anstatt  einer*  Personen¬ 
gemeinschaft  an  die  Spitze  zu  berufen  und  ihm  die  notwendige 
selbständige  Stellung  zu  geben“'56).  Dem  Parlament  steht  kein 
anderes  Staatsorgan  gleichgeordnet  gegenüber;  denn  die  for¬ 
male  Staatsspitze,  der  Präsident,  wird  von  ihm  gewählt  — 
„le  President  de  la  Republique  est  elu  ä  la  majorite  absolue 
des  suffrages  par  le  Senat  et  par  la  chambre  des  deputes 
reunis  en  assemblee  nationale“67).  —  „In  Frankreich  hat  das 
Staatshaupt  weder  einen  erblichen  Titel,  noch  ein  Vorrecht  der 
Unverantwortlichkeit“68).  Der  Präsident  „schuldet  Rechenschaft 
für  Verletzung  des  gemeinen  Rechts.  Er  haftet  weiter  für 
schuldhafte  Regierungsakte,  die  den  Tatbestand  des  Hochver¬ 
rats  begründen.  —  In  beiden  Fällen  wird  er  von  der  Depu¬ 
tiertenkammer  in  Anklagezustand  versetzt  und  vonTSenat  ge¬ 
richtet“69)70).  Die  Hauptfunktion  des  Präsidenten  ist  die  Bil¬ 
dung  der  Regierung.  Das  Ministerium  ist  in  seiner  Organisation 
vom  Präsidenten  der  Republik  getrennt,  es  ist  der  Kammer, 
nicht  dem  Präsidenten  verantwortlich.  Daraus  ergibt  sich,  daß 

6Ö)  Walter,  Das  Staatshaupt  in  den  Republiken.  Abhandlungen 
aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  herausgegeben  von  Brie  und 
Fleischmann,  14.  Heft,  Breslau  1907,  S.  16. 

67)  Art.  2,  loi  du  25 — 28  fevrier  1875,  relative  a  l’organisation  des 
pouvoirs  publies. 

68)  Redslob,  Die  parlamentarische  Regierung  in  ihrer  wahren  und 
in  ihrer  unwahren  Form,  Tübingen  1918,  S.  110. 

69)  Redslob,  a.  a.  O.  S.  110. 

70)  Article  6  §  2  de  la  loi  constitutionelle  du  25  fevrier  1875, 
article  6  de  la  Declaration  des  droits  de  1’homme  et  du  sitoyen  1789, 
article  12  §  1  de  la  loi  constitutionelle  du  16  juillet  1875. 
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der  französische  Präsident  schon  bei  der  Bildung  der  Regie¬ 
rung  an  die  Mehrheitsverhältnisse  der  Kammer  gebunden  ist. 
Auch  hierbei  hat  er  also  als  Vertrauensmann  der  Kammer  ge¬ 
handelt.  Die  eigentliche  Macht  in  Frankreich  hat,  wie  auch 
das  Beispiel  der  letzten  Jahre  zeigt,  nicht  der  Präsident  der 
Republik,  sondern  sie  liegt  mehr  in  der  Hand  der  Minister¬ 
präsidenten,  so  daß  neben  diesen  der  Präsident  der  Republik 
tatsächlich  mehr  eine  dekorative  Figur  ist. 

Neben  diesen  beiden  Typen  suchen  andere  demokratische 
Systeme  das  eigentliche  Staatsoberhaupt  zu  eliminieren.  Als 
Beispiel  kann  hier  die  Schweiz  gelten,  in  der  das  Parlament  das 
leitende  Regierungskollegium  auf  bestimmte,  kurz  bemessene 
Zeit  wählt.  Hier  bildet  also  keine  Einzelperson,  sondern  das 
Regierungskollegium,  an  dessen  Spitze  die  Mitglieder  des¬ 
selben  in  einzelnen  Ressorts  vorstehen,  die  Staatsspitze.  „Die 
Verfassung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  kennt  nur 
die  besondere  Bezeichnung  als  Bundespräsident,  obwohl  dessen 
Rechtsstellung  unter  der  des  Bundesrats  behandelt  wird,  nicht 
aber  einen  Präsidenten  dieses  Rats“71).  Der  Bundespräsident 
ist  lediglich  Vorsitzender  des  Bundesrats,  er  ist  auch  von  Amts 
wegen  Vorsteher  des  politischen  Departements.  Es  ist  ein  po¬ 
litischer  Vorteil  die'ses  Systems,  „daß  es  die  einseitige  Partei¬ 
herrschaft  mit  ihren  Härten  und  Wechselfällen  vermeiden 
kann,  weil  das  Regierungskollegium  durch  Kompromiß  zwischen 
den  maßgebenden  Parteien  nach  deren  ungefährem  Stärkever¬ 
hältnisse  zu  bilden  ist“72).  „Nicht  vergessen  werden  darf  aber, 
daß  auch  die  eigene  deutsche  Vergangenheit  wertvoller  Vor¬ 
bilder  nicht  ermangelt.  Die  in  der  Frankfurter  Paulskirche 
von  der  Deutschen  Verfassunggebenden  Nationalversammlung 
des  Jahres  1848  beschlossene  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
vom  28.  März  1849  sollte  das  Staatsgrundgesetz  eines  wirk¬ 
lichen  Deutschen  Staates  werden.  Dieser  Staat  sollte  ein 
Bundesstaat  sein  und  trotz  der  Kaiserwürde,  die  eigentlich 

71)  Walter,  a.  a.  Q.  S.  16. 

72)  Entwurf  der  künftigen  Reichsverfassung  (allgem.  Teil),  her¬ 
ausgegeben  im  Aufträge  des  Reichsamts  des  Innern,  Verlag  von 
Reimar  Hobbing  in  Berlin. 
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nur  eine  erbliche  Präsidentschaft  verhüllte,  auf  demokratischer 
Grundlage  beruhen.  Denn  die  Beratung,  aus  denen  diese  Ver¬ 
fassung  hervorging,  ließ  keinen  Zweifel,  daß  die  Nationalver¬ 
sammlung  sich  als  das  Organ  des  „souveränen“  deutschen 
Volkes  betrachtete  und  auf  diesem  Prinzip  auch  die  Verfas¬ 
sung  aufbaute“73). 

Aus  der  Fülle  dieser  Lösungsmöglichkeiten  konnte  die 
deutsche  Verfassung  bei  dem  Versuche  schöpfen,  eine  den 
deutschen  Verhältnissen  entsprechende  Organisation  der  ober¬ 
sten  Reichsgewalten  zu  finden. 

Am  21.  Februar  1919  wurde  der  Verfassunggebenden  Na¬ 
tionalversammlung  der  Entwurf  einer  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  zur  Beschlußfassung  vorgelegt,  nachdem  bereits 
Staatssekretär  Dr.  Preuß  am  20.  Januar  1919  im  „Reichs¬ 
anzeiger“  den  Entwurf  des  allgemeinen  Teils  einer  künftigen 
Reichsverfassung  nebst  einer  Druckschrift  vom  3.  Januar  1919 
veröffentlicht  hatte.  Nach  dem  Entwurf,  der  der  Nationalver¬ 
sammlung  zuging74),  sollte  der  Reichspräsident  vom  ganzen 
deutschen  Volke  gewählt  werden75).  Als  wichtigste  Aufgabe 
war  gedacht  die  Ernennung  des  Reichskanzlers  und  der  übrigen 
Mitglieder  der  Reichsregierung™);  er  sollte  Vertreter  des  deut¬ 
schen  Volkes  nach  außen  hin  sein,  insbesondere  in  völkerrecht¬ 
licher  Beziehung77),  jedoch  sollten  Bündnisverträge  und  Ver¬ 
träge  mit  fremden  Staaten  der  Zustimmung  des  Reichstags  be¬ 
dürfen.  Ferner  sollte  er  das  Recht  zur  Ernennung  der  Beamten 
und  Offiziere  und  zur  Entlassung  derselben78),  das  Begnadi¬ 
gungsrecht  innerhalb  der  Reichskompetenz79)  haben.  Nach  Art. 
67  im  Entwurf  der  deutschen  Verfassung  sollte  ihm  das  Recht 
zustehen,  gegen  die  Freistaaten  die  Exekution  durchzuführen, 

7:l)  Giese,  Die  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919,  Berlin  1920 
§  2  Entstehung  der  neuen  Reichsverfassung  II,  A  2  S.  35  ff. 

74)  Drucksachen  Nr.  59. 

7r>)  Art.  61  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

™)  Art.  75  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

77)  Art.  63  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

75)  Art.  66  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

79)  Art.  69  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 
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bei  Störung  oder  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit  und 
Ordnung  mit  bewaffneter  Macht  einzuschreiten80).  Der  Prä¬ 
sident  soll  die  Befugnis  haben,  das  Parlament  aufzulösen81)  und 
so  Berufung  von  der  Volksvertretung  an  das  Volk  selbst  ein¬ 
zulegen.  Bei  Gesetzen  sollte  dem  Reichspräsidenten  ein  Veto 
eingeräumt  sein;  wenn  nämlich  zwischen  den  beiden  Häusern 
des  Reichstags  eine  Verständigung  nicht  zustande  kam,  so 
sollte  der  Reichspräsident  berechtigt  sein,  eine  Volksabstim¬ 
mung  über  den  Gegenstand  der  Meinungsverschiedenheiten  her¬ 
beizuführen82).  Den  Entwurf  der  deutschen  Verfassung  brachte 
Reichsminisite r  des  Innern  Dr.  Preuß  bei  der  Nationalversamm¬ 
lung  ein  und  am  28.  Februar  1919  begann  das  Haus  die  erste 
Lesung  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  die  am  4.  März 
beendet  wurde.  Die  Verfassungsvorlage  wurde  dann  einem 
Ausschuß  von  28  Mitgliedern  überwiesen,  der  am  5.  März  seine 
Arbeiten  aufnahm  und  das  Referat  über  „Reichspräsident“  den 
Abgeordneten  Fischer-Berlin  und  Dr.  Ablaß  übergab.  Bei  den 
Beratungen  im  Verfassungsausschusse  über  den  Abschnitt 
„Reichspräsident“,  die  am  4.  April  1919  begannen,  kam  vor  allem 
zum  Ausdruck,  daß  das  Reich  an  der  Spitze  eine  starke  Einzel¬ 
persönlichkeit  brauche,  die  nicht  an  Direktiven  gebunden  sei. 
Tlas  Dir'ektorialsystem  nach  Schweizer  Muster  sei  für  ein 
großes  Reich  wie  Deutschland  unmöglich8*).  Eine  zweite  Frage 
war  die,  ob  man,  wenn  prinzipiell  der  Parlamentarismus,  wie 
er  in  Frankreich  besteht,  übernommen  wird,  auch  für  die  Stel¬ 
lung  des  Präsidenten  dem  französischen  System  folgen  wollte. 
Preuß  hatte  in  seinem  ursprünglichen  Entwurf  im  wesentlichen 
die  amerikanische  Konstruktion  der  Staatsspitze  zu  acceptieren 
vorgeschlagen;  der  Präsident  sollte  vollkommen  ebenbürtig 


80)  Art.  68  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

81)  Art.  47  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

82)  Art.  64a  Entwurf  der  deutschen  Verfassung. 

83)  Purlitz,  Friedrich,  Deutscher  Geschichtskalender,  begründet 
von  Karl  Wippermann  „der  europäische  Krieg  in  aktenmäßiger  Dar¬ 
stellung.  Ergänzungsband:  die  Deutsche  Reichsverfassung  vom 
11.  August  1919.“  Felix  Meiner,  Leipzig,  S.  202,  Rede  des  Bericht¬ 
erstatters  Dr.  Ablaß  im  Verfassungsausschuß  am  4.  April  1919. 
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neben  dem  Reichstag  stehen.  Mit  der  von  ihm  selbst  empfoh¬ 
lenen  Einführung  des  Parlamentarismus  war  ein  so  radikaler 
Vorschlag  nicht  ganz  leicht  vereinbar.  Die  Nationalversamm¬ 
lung  zog  denn  auch  aus  der  Anerkennung  des  parlamentarischen 
Systems  die  Konsequenz  in  der  Präsidentenfrage  nicht  so  weit 
zu  gehen,  wie  Preuß.  Zwar  stimmte  sie  insoweit  mit  Preuß 
durchaus  überein,  als  sie  auch  bestrebt  war,  das  Amt  des  Prä¬ 
sidenten  nicht  zu  einem  bloßen  Mechanismus  herabsinken  zu 
lassen,  sondern  mit  lebendigem  Inhalt  zu  erfüllen  und  dadurch 
zugleich  ein  nützliches  Gegengewicht  gegen  die  Gefahren  eines 
ganz  einseitigen  und  ungehemmten  Parlamentarismus  zu  schaf¬ 
fen.  Die  Stellung  des  deutschen  Reichspräsidenten  ist  nicht  ent¬ 
fernt  vergleichbar  mit  der  des  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  aber  man  hat  in  doppelter  Weise  ver¬ 
sucht,  sie  über  die  Rolle  des  französischen  Präsidenten  hinaus¬ 
zuheben;  einmal  dadurch,  daß  der  Präsident  direkt  durch 
das  Volk  gewählt  wird  und  dadurch  dem  Parlament  gegen¬ 
über  erhöhte  Autorität  und  Unabhängigkeit  erhalten  soll,  so¬ 
dann  aber  durch  die  Regelung  der  ihm  zustehenden  Rechte. 

Der  Reichspräsident  ist  eine  Art  Volkstribun,  der  aus  all¬ 
gemeiner  und  unmittelbarer  Volkswahl  hervorgegangen  ist. 
„Aus  dem  Verfassungsentwurf  des  Staatssekretärs  Dr.  Preuß 
(§  58)  ist  die  Einrichtung  der  unmittelbaren  Volkswahl  des 
Reichspräsidenten  auch  in  den  Regierungsentwurf  der  R.  V. 
übergegangen  und  auch  der  Verfassungsausschuß  der  National¬ 
versammlung  und  diese  selbst  haben  an  ihr  festgehalten.  Auf 
diese  Weise  hat  die  plebiszitäre  Präsidentenwahl  in  der  neuen 
R.  V.  Aufnahme  gefunden,  deren  Art.  41  an  der  Spitze  den  Satz 
trägt:  „der  Reichspräsident  wird  vom  ganzen  deutschen  Volke 
gewählt“84).  Er  ist  vom  Parlament  nicht  abhängig,  er  kann  auch 
selbst  nicht  Mitglied  des  Reichstags  sein85).  Bei  Antritt  seines 
Amtes  hat  er  vor  dem  Reichstag  einen  Eid  zu  leisten,  der  in 
Art.  42  formuliert  ist.  Die  Eidesleistung  bildet  eine  Analogie 


84)  Lucas,  Die  organisatorischen  Grundgedanken  der  neuen 
Reichsverfassung,  Tübingen  1920,  S.  31. 

85)  Art.  44  R.  V.  11.  August  1919. 
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nicht  zum  Eide  des  Regenten  in  der  Monarchie,  sondern  zum 
Eide  des  Beamten  (Art.  176).  Der  Reichspräsident  hat,  nach¬ 
dem  er  sein  Amt  durch  die  Volkswahl  erhalten  hat,  die  Eides¬ 
leistung  zu  vollziehen,  weil  die  Verfassung  ihn  kraft  seines 
Amtes  dazu  verpflichtet.  Die  Weigerung  wäre  eine  Verfas¬ 
sungsverletzung  im  Sinne  des  Art.  59  und  würde  die  dort  be- 
zeichneten  Folgen  auslösen“80).  „Die  Eidesleistung  ist  unbe¬ 
dingte  Voraussetzung  für  die  Amtsausübung“87).  Sein  Amt  dau¬ 
ert  7  Jahre88),  nach  deren  Ablauf  Wiederwahl  zulässig  ist89). 
Durch  Volksabstimmung  kann  er  auf  Antrag  des  Reichstages 
abgesetzt  werden.  Beschließt  der  Reichstag  mit  zweidrittel 
Mehrheit  die  Volksabstimmung,  so  ist  der  Präsident  vom  Amte 
suspendiert.  Fällt  die  Abstimmung  des  Volkes  zu  seinen 
Gunsten  aus,  so  gilt  dies  als  neue  Wahl  auf  weitere  7  Jahre90)91) 
und  damit  ist  der  Reichstag  aufgelöst92).  Bei  kürzerer  Verhin¬ 
derung  wird  der  Reichspräsident  durch  den  Reichskanzler  ver¬ 
treten;  muß  für  längere  Zeit  eine  Vertretung  erfolgen,  so  ist 
diese  durch  Reichsgesetz  zu  regeln.  Noch  zu  bemerken  ist- 
daß  auf  Anfrage  des  Abgeordneten  Dr.  Spahn  der  Bericht¬ 
erstatter  über  den  Abschnitt  „Reichspräsident“  Dr.  Ablaß  bei 
der  ersten  Lesung  der  deutschen  Reichsverfassung  im  Verfas¬ 
sungsausschuß  feststellte,  daß  der  Reichspräsident  kein  Reichs¬ 
beamter  sei,  sondern  außerhalb  der  Beamtenschaft  stehe.  Er 
ist  Staatsoberhaupt.  Diese  Ansicht  vertritt  auch  Hubrich93)  in 
seiner  nach  Vorlage  dieser  Dissertation  erschienenen  Abhand¬ 
lung,  indem  er  ausführt,  „staatsrechtlich  versieht  er  ein  oberstes 
öffentliches  Reichsamt  (A.  42,  43,  I),  und  da  dasselbe  bei  der 
Legalfrist  von  7  Jahren  „dauernder“  Natur  ist,  alle  dauernden 

8Ö)  Giese,  a.  a.  O.  Art.  42  II.  Erläuterungen  2,  S.  165. 

87)  Hubrich,  Das  demokratische  Verfassungsrecht  des  Deutschen 

Reiches,  Greifswald  1921,  S.  94.  k 

88)  Art.  43  Abs.  1  R.  V.  11.  August  1919. 

89)  Art.  43  Abs.  1  Satz  2  R.  V.  11.  August  1919. 

9W)  Vgl.  Stier-Somlo,  Reichsverfassung,  Bonn  1919,  S.  132,  Anm.  1. 

91)  Vgl.  Hardt,  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  11. 
August  1919,  Anm.  z.  Art.  43,  S.  26. 

92)  Art.  43  Abs.  2  R.  V.  11.  August  1919. 

93)  Hubrich,  Das  demokratische  Verfassungsrecht,  a.  a.  0.  S.  96. 
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Aemter  aber  als  „Behörden“  gelten,  ist  der  Reichspräsident 
auch  Reichsbehörde.  Letzteres  wird  indirekt  durch  A.  46  be¬ 
stätigt,  wonach  der  Reichspräsident  das  Beamtenernennungs¬ 
und  Entlassungsrecht  auch  „durch  andere  Behörden  ausiiben 
lassen  kann“,  folglich  muß  er  auch  selbst  „Behörde“  sein.  Eine 
fernere  Feststellung  auf  die  Anfrage  des  Abgeordneten  Dr. 
Naumann  war,  daß  zwar  in  der  Verfassung  nicht  stehe,  aber 
daraus  zu  folgern  sei,  daß  die  Reichsminister  die  Pflicht  der 
Berichterstattung  an  den  Präsidenten  haben,  daß  der  Präsident 
keinen  Sitz  im  Reichsrat  hat,  und  daß  kein  SubordinationSver- 
hältnis  des  Reichskanzlers*  zum  Präsidenten  besteht94). 

Ist  der  Reichspräsident  an  der  Ausübung  seines  Amtes, 
z.  B.  durch  Krankheit,  verhindert,  so  wird  er  zunächst  durch 
den  Reichskanzler  vertreten,  der  „damit  aber  nicht  in  die  Stelle 
des  Präsidenten  einrückt,  sondern  während  der  Dauer  seiner 
Vertretung  verantwortlicher  Minister  bleibt-“95).  Bei  längerer 
Verhinderung  muß  die  Vertretung  durch  ein  Reichsgesetz  ge¬ 
regelt  werden90). 

Die  persönlichen  Rechte  des  Reichspräsidenten  sind  ver¬ 
schwindend  gering.  Das  ergibt  sich  aber  auch  aus  der  Natur 
der  Sache.  Die  persönlichen  Rechte  standen  dem  ehemaligen 
Deutschen  Kaiser  in  der  Hauptsache  als  König  von  Preußen  zu, 
das  fällt  beim  Reichspräsidenten  natürlich  fort.  Als  einzige  Be¬ 
stimmung  in  der  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919,  die 
als  persönliches  Recht  des  Reichspräsidenten  anzusprechen  ist, 
finden  wir:  „Der  Reichspräsident  kann  ohne  Zustimmung  des 
Reichstags  nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden“97).  Hieraus 
ergibt  sich,  daß  der  Reichspräsident  nicht  außerhalb  des  Ge¬ 
setzes  steht;  er  ist  strafrechtlich  verantwortlich,  jedoch  hängt 
die  Verfolgung  von  der  Zustimmung  des  Reichstags  ab.  Wie 
es  mit  strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  nach  Beendigung  des 
Amtes  des  Reichspräsidenten  für  Handlungen,  die  während  der 

94)  Vgl.  Purlitz,  a.  a.  O.  S.  203. 

95)  Hinz,  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  11.  August 
1919,  Mannheim,  Berlin,  Leipzig  1919,  S.  39. 

90)  Art.  51  R.  V.  11.  August  1919. 

97)  Art.  43  Abs.  3  R.  V.  11.  August  1919. 
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Amtsdauer  begangen  sind  und  verfolgt  hätten  werden  können, 
steht,  darüber  sagt  die  Verfassung  nichts.  U.  E.  ist  der  Prä¬ 
sident  nach  Beendigung  seines  Amtes  ebenso  strafrechtlich 
verantwortlich,  wie  jeder  andere  Staatsbürger.  Die  Inhaber¬ 
schaft  der  Würde  des  Reichspräsidenten  stellt  also  nur  einen 
zeitlichen  Strafausschließungsgrund  dar.  Politisch  ist  der  Reichs¬ 
präsident  nicht  verantwortlich,  da  ja  der  Reichskanzler  und  die 
Reichsminister  durch  die  Kontrasignatur  der  Anordnungen  und 
Verfügungen  des  Reichspräsidenten  die  Verantwortung  über¬ 
nehmen98).  Eine  disziplinäre  Verantwortlichkeit  folgt  aus  Art. 
59,  nach  dem  der  Reichstag  das  Recht  hat,  den  Reichspräsiden¬ 
ten  vor  dem  Staatsgerichtshof  des  Deutschen  Reiches  wegen 
schuldhafter  Verletzung  eines  Reichsgesetzes  oder  der  Reichs¬ 
verfassung  anzuklagen.  Die  Möglichkeit  dieser  Verantwortung 
besteht  aber  nur  bei  Rechtsverletzung,  nicht  bei  moralischen 
oder  politischen  Vergehen.  „Die  bürgerlich  rechtliche  Haftbar¬ 
keit  wird,  obwohl  der  Präsident  nicht  Beamter  im  eigentlichen 
Sinne,  sondern  Staatsoberhaupt  ist,  nach  den  Vorschriften  zu 
beurteilen  sein,  die  hinsichtlich  der  Beamtenhaftpflicht  be¬ 
stehen“99)100).  Es  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  daß  bei  einer 
engeren  Auslegung  des  Begriffs  „Beamter“  das  Beamtenhaft¬ 
pflichtgesetz  keine  Anwendung  finden  kann,  da  es  lediglich  für 
Beamte  gilt. 

Unter  den  Regierungsrechten  des  Reichspräsidenten  ist  zu¬ 
nächst  als  vornehmste  Aufgabe  die  völkerrechtliche  Vertretung 
des  Reiches  gedacht.  In  dieser  Hinsicht  steht  der  gegenwärtige 
Reichspräsident  mit  dem  ehemaligen  Deutschen  Kaiser  auf 
gleicher  Höhe.  Der  Reichspräsident  ist  Vertreter  des  deutschen 
Volkes  anderen  Völkern  und  Regierungen  gegenüber.  Er  ver¬ 
handelt  mit  ihnen  im  Namen  des  Reiches  und  schließt  mit  ihnen 
Bündnisse  und  Verträge  ab;  jedoch  bedürfen  die  Bündnisse 
und  Verträge,  die  sich  auf  Gegenstände  der  Reichsgesetz  - 


98)  Art.  50  R.  V.  11.  August  1919. 

")  Vgl.  Art.  129  ff.  R.  V.  11.  August  1919  und  Reiclisbeamten- 
Haftpflichtgesetz  §  1,  1910. 

10°)  Stier-Somlo,  a.  a.  O.  S.  134. 
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gebung  beziehen,  der  Zustimmung  des  Reichstags101).  Stimmt 
der  Reichstag  nicht  zu,  so  wären  diese  Verträge  und  Bündnisse 
auch  nach  außen  hin  unwirksam102).  Andere  Angelegenheiten, 
die  die  Regierung  ohne  Reichstag  zu  erledigen  die  Möglichkeit 
hat,  kann  der  Reichspräsident  durch  Vertrag  regeln  und  ist 
hierbei  nicht  an  die  Zustimmung  des  Reichstages  gebunden. 
Beglaubigung  und  Empfang  der  Gesandten  geschieht  durch  den 
Reichspräsidenten103).  Kriegserklärung  und  Friedensschiuß  be¬ 
dürfen  im  Gegensatz  zu  früher  vor  Erlaß  des  Abänderungs- 
gesetzes  vom  28.  Oktober  1918  allgemein  eines  Reichsgesetzes, 
wobei  nicht  unterschieden  wird  zwischen  Angriffs-  und  Ver¬ 
teidigungskrieg104).  Mithin  sind  derartige  Verträge  von  dem 
Vertragsrecht  des  Präsidenten  ausgeschlossen.  Natürlich  muß 
dem  Reichspräsidenten  das  Recht  zugestanden  werden,  im 
Falle  eines  unvermuteten  Angriffs  auf  das  Reichsgebiet  auch 
ohne  Reichsgesetz  die  notwendigen  Abwehrmaßregeln  zu 
treffen105). 

Der  Reichspräsident  ist  das  völkerrechtliche  Staatshaupt 
des  Reiches,  Ihm  obliegt  die  Vertretung  des  Reiches  gegenüber 
auswärtigen  Staaten  und  zwar  ihm  allein.  Der  Reichspräsident 
ist  aber  auch  mangels  anderweitiger  gesetzlicher  Vorschrift 
der  privatrechtliche  Vertreter  des  Reichsfiskus106). 

Das  Recht,  die  Reichsbeamten  und  Offiziere  zu  ernennen, 
steht  dem  Reichspräsidenten  zu107),  ebenso  kann  er  sie  ent¬ 
lassen.  Die  Entlassung  von  Offizieren  und  Reichsbeamten 
richtet  sich  nach  den  verbürgten  Beamtengesetzen.  „Der  Prä¬ 
sident  kann  keine  Beamten  entlassen,  einen  Richter  schon  gar- 
nicht.  Ein  solches  Entlassungsrecht  würde  aus  Mißverständnis 

101)  Art.  45  Abs.  1  und  3  R.  V.  11.  August  1919. 

102)  Vgl.  Zoephel,  Leipzig,  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
11.  August  1919  (Weimarer  Verfassung),  Berlin  1920,  S.  72. 

103)  Art.  45  Abs.  1  Satz  3  R.  V.  11.  August  1919. 

104)  Art.  45  Abs.  2  R.  V.  11.  August  1919. 

105 )  Vgl.  Ablaß,  Des  Deutschen  Reiches  Verfassung,  ein  Hand¬ 
buch  für  das  deutsche  Volk,  Berlin  1919. 

106)  Giese,  a.  a.  O.  Art.  45  II.  Erläuterungen  3,  S.  170. 

107)  Art.  46  R.  V.  11.  August  1919. 
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große  Beunruhigung  unter  die  Beamten  tragen“108).  Uebrigens 
ist  ja  das  Beamtenrecht  in  der  Verfassung  besonders  geregelt, 
so  daß  der  Reichspräsident  nicht  die  Möglichkeit  hat,  nach 
seinem  Gutdünken  die  Beamten  zu  entlassen109).  „Der  Reichs¬ 
kanzler  und  auf  seinen  Vorschlag  die  Reichsminister  werden 
vom  Reichspräsidenten  ernannt“110).  An  und  für  sich  ist  dieses 
Ernennungs-  und  Entlassungsrecht  rein  formaler  Natur.  Er 
kann  nur  solche  Leute  ernennen,  die  das  Vertrauen  des  Reichs¬ 
tages  haben.  Andererseits  soll  in  diesem  Ernennungs-  und  Ent¬ 
lassungsrecht  des  Präsidenten  ein  Gegengewicht  gegen  die 
Macht  des  Parlaments  liegen.  Denn  es  widerspräche  dem  Geist 
der  Verfassung,  wenn  Reichskanzler  und  Reichsminister  von 
der  Reichstagsmehrheit  oder  gar  von  den  Fraktionen  aus  ihrer 
Mitte  präsentiert  würden111),  wenn  auch  de  facto  stets  vorher, 
zumal  bei  einem  Koalitionsministerium,  seitens  der  Regierung 
mit  der  Partei,  die  für  die  Besetzung  des  freigewordenen  Mi¬ 
nisterportefeuilles  in  Betracht  kommt,  stets  Vorverhandlungen 
gepflogen  werden.  Dadurch,  daß  die  Reichsminister  auf  Vor¬ 
schlag  des  Reichskanzlers  —  gegen  den  Widerspruch  des 
Reichskanzlers  ist  wohl  eine  Ernennung  nicht  denkbar  —  vom 
Reichspräsidenten  ernannt  werden,  folgt  gegenüber  dem  Reichs¬ 
präsidenten  die  ausschließliche  Verantwortlichkeit  des  Reichs¬ 
kanzlers  für  seine  Politik  und  die  seiner  Kollegen,  er  haftet 
also  für  die  Richtlinien  der  gesamten  Politik  im  Gegensatz  zu 
den  Ressortsministern,  die  nur  für  ihren  Dienstzweig  verant¬ 
wortlich  sind. 

Vor  der  Umwälzung  im  Jahre  1918  bestand  Streit  darüber, 
ob  das  deutsche  Heer  ein  Einheits-  oder  Kontingentsheer  war. 
Dieser  Streit  ist  durch  die  jetzige  Verfassung  beseitigt.  Die 
den  Kontingentsherren  zugestandene  Kommandogewalt  ist  in 
Wegfall  gekommen.  Die  Einheit  des  Reichsheeres  ist  unzwei- 

108)  pur]itz,  a.  a.  0.,  Rede  des  Reichsministers  Dr.  Preuß  1.  Le¬ 
sung  Verfassungsausschuß  am  4.  April  1919,  S.  203; 

109)  Art.  129  ff.  R.  V.  11.  August  1919. 

110)  Art.  53  R.  V.  11.  August  1919. 

m)  Vgl.  Poetzsch,  Handausgabe  der  Reichsverfassung  vom  11. 
August  1919,  2.  Aufl.,  Berlin  1921,  S.  105. 
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felhaft  hergestellt112).  Art.  79  R.  V.  vom  11.  August  1919  stellt 
ausdrücklich  fest:  „Die  Verteidigung  des  Reichs  ist  Reichs¬ 
sache“.  „Der  Reichspräsident  hat  den  Oberbefehl  über  die 
gesamte  Wehrmacht  des  Reichs“113).  „Die  Kommandogewalt 
über  die  ganze  Wehrmacht  im  Frieden  und  im  Kriege  (nicht 
auch  die  tatsächliche  Führung  der  Truppen)  ruht  in  der  Hand 
des  Reichspräsidenten,  auch  wenn  er  nicht  Soldat  gewesen, 
auch  wenn  er  weiblichen  Geschlechtes  ist“114).  Dies  ist  jedoch 
bestritten,  denn  gerade  aus  der  Tatsache,  daß  nach  Art.  47 
dem  Reichspräsidenten  der  Oberbefehl  zusteht,  schließt  Hu- 
brich115)  neben  anderem,  daß  der  Reichspräsident  nur  ein 
Mann  sein  kann.  „Unter  ihm  übt  der  Reichswehrminister  Be¬ 
fehlsgewalt  über  die  gesamte  Wehrmacht  aus.  An  der  Spitze 
des  Reichsheeres  steht  ein  General  als  Chef  der  Heeres¬ 
leitung,  an  der  Spitze  der  Reichsmarine  ein  Admiral  als  Chef 
der  Marineleitung“110).  „Die  Erfahrungen,  insbesondere  auch 
des  letzten  Krieges,  haben  gezeigt,  daß  die  politische  und  mili¬ 
tärische  Leitung  des  Reiches  in  einer  Hand  liegen  muß“117). 
Ganz  selbstverständlich  ist  es,  daß  der  Reichspräsident  nicht 
persönlich  die  Truppen  führen  muß,  er  kann  die  Führung  der 
Truppe  einem  oder  mehreren  Militärs  überlassen;  nur  ist  un¬ 
umgänglich  notwendig,  daß  die  letzte  und  höchste  Instanz  auf 
dem  Gebiete  des  Militärwesens  in  einer  Hand  liegt,  und  sie  ist 
in  die  Hand  des  Reichspräsidenten  gelegt.  Der  Reichspräsi¬ 
dent  ernennt  den  Oberbefehlshaber.  „Dies  wird  besonders  da¬ 
durch  nötig,  weil  außer  der  eigentlichen  technischen  Truppen - 
führung  auch  Anordnungen  des  militärischen  Befehls  in  Frage 

112)  Vgl.  Arndt,  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  11.  Aug. 
1919,  Berlin  und  Leipzig  1919,  S.  122. 

113)  Art.  47  R.  V.  11.  August  1919. 

114)  Giese,  a.  a.  O.  Art.  47  II.  Erläuterungen  1,  S.  175. 

115)  Vgl.  Hubrich,  Das  demokratische  Verfassungsrecht,  a.  a.  O. 
S.  93. 

116)  §  8  Abs.  2  des  Wehrgesetzes  vom  23.  März  1921,  R.G.B1. 
1921,  S.  329. 

117)  Purlitz,  a.  a.  O.  S.  213,  Erklärung  des  Oberst  Waitz  im  Ver¬ 
fassungsausschuß  1.  Lesung  der  deutschen  Reichsverfassung  am 
8.  April  1919. 
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kommen,  für  die  der  Reichspräsident  letzte  Instanz  sein  muß, 
z.  B.  Ordnung  der  Disziplin,  Beschwerdeangelegenheiten,  Mo¬ 
bil-  und  Demobilmachung,  Exerzier-  und  sonstige  technische 
Reglements,  Inspektionsbefehle  und  ähnliches.  Außerdem  stößt 
es  bei  größeren  kriegerischen  Unternehmungen  auf  Schwie¬ 
rigkeiten,  die  Führung  der  gesamten  Wehrmacht  —  Feld-  und 
Heimat  —  in  eine  einzige  Hand  zu  legen.  Die  Geschäfte  sind 
hier  so  umfangreich,  und  die  Verhältnisse  so  verschiedenartig, 
daß  ein  Einzelner  sie  in  ihrer  Gesamtheit  kaum  übersehen 
kann“118).  Die  letzte  Stelle  in  militärischen  Angelegenheiten, 
in  der  alle  Fäden  zusammenlaufen,  ist  der  Reichspräsident, 
der  in  dieser  Beziehung  die  Stelle  des  früheren  Kaisers  ein¬ 
nimmt.  Die  militärischen  Befugnisse  hat  der  Reichsoräsident 
dem  Reichswehrminister  übertragen,  von  dem  wiederum  in 
den  einzelnen  Ländern  —  Bayern  z.  B.  übergab  sein  Kontin¬ 
gent  der  Reichswehr  am  25.  August  1919  —  Reiichswehr- 
befehlsstellen  und  Landeskommandanten  ressortieren,  die  .  im 
Aufträge  des  Reichswehrministers  zeichnen.  Endgültig  sind 
die  Befehlsverhältnisse  betr.  der  Länder  des  deutschen  Reichs¬ 
heeres  geregelt  im  §  12  des  Reichswehrgesetzes  vom  23.  März 
1921:  „In  den  Ländern  werden  auf  ihr  Verlangen  Landeskom¬ 
mandanten  bestellt.  Die  Befehlsverhältnisse  werden  hierdurch 
nicht  berührt.  Die  Landeskommandanten  haben  innerhalb 
ihres  Dienstbereiches  die  Landesinteressen  und  insbesondere 
die  landsmannschaftliche  Eigenart  und  die  wirtschaftlichen  Be¬ 
dürfnisse  der  Länder  zu  berücksichtigen.  Sie  werden  durch 
den  Reichspräsidenten  auf  Vorschlag  der  Landesregierungen 
ernannt  und  erfüllen  ihre  Aufgaben  neben  ihren  sonstigen 
Dienstobliegenheiten“.  Die  Marine  ist  in  der  jetzigen  Reichs¬ 
verfassung,  da  Art.  47  die  gesamte  Wehrmacht  nennt,  nicht 
besonders  erwähnt.  „Wenn  ein  Land  die  ihm  nach  der  Reichs¬ 
verfassung  oder  den  Reichsgesetzen  obliegenden  Pflichten 
nicht  erfüllt,  kann  der  Reichspräsident  es  dazu  mit  Hilfe  der 
bewaffneten  Macht  anhalten.“119)  Diese  Bestimmung  erinnert 

iis)  Purijtz,  a.  a.  0.  S.  214,  Erklärung  des  Oberst  Waitz  im  Ver¬ 
fassungsausschuß  1.  Lesung  der  Reichsverfassung  am  8.  April  1919. 

119)  Art.  48  Abs.  1  R.  V.  11.  August  1919. 
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an  die  sogenannte  Bundesexekution  in  Art.  19  der  Reichs¬ 
verfassung  vom  16.  April  1871  Diese  Befugnis  des  Reichs¬ 
präsidenten,  die  sogar  noch  über  die  Macht  des  früheren 
Kaisers  hinausgeht,  ist  notwendig.  Während  nach  der  bis¬ 
herigen  Verfassung  der  Kaiser  nach  vorherigem  Beschluß  des 
Bundesrats  die  Bundesexekution  nur  vollstreckte,  kann  jetzt 
der  Reichspräsident  selbständig  —  natürlich  unter  Gegen¬ 
zeichnung  der  Reichsregierung  —  die  Reichsexekution  vor¬ 
nehmen.  Es  steht  also  ganz  in  seinem  Ermessen,  ob  er  von 
der  Möglichkeit  der  Reichsexekution  Gebrauch  machen  will120). 
Um  Absatz  2  des  Artikels  48  entstand  bei  der  zweiten  Lesung 
der  deutschen  Reichsverfassung  lebhafter  Streit,  wobei  der 
Sprecher  der  unabhängigen  sozialdemokratischen  Partei  er¬ 
klärte,  daß  dieser  Artikel  einen  Rechtszustand  schaffen  würde, 
der  hinter  dein  von  1848  Zurückbleiben  würde121).  Bis  zum 
Erlaß  des  im  Artikel  48  Abs.  5  vorgesehenen  Reichsgesetzes 
gilt  gemäß  Art.  68  der  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871 
noch  das  Gesetz  über  den  Belagerungszustand  vom  4.  Juli 
1851  unbeschadet  der  dem  Reichspräsidenten  nach  Artikel  48 
zustehenden  Befugnisse.  Der  Reichspräsident  darf  bei  er¬ 
heblicher  Störung  oder  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit 
und  Ordnung  die  in  Art.  114,  115,  117,  118,  123,  124,  153  ge¬ 
nannten  Grundrechte,  betreffend  die  Unverletzlichkeit  der 
Person  und  der  Wohnung,  des  Briefgeheimnisses,  der  freien 
Meinungsäußerung,  des  Vereins-  und  Versammlungsrechts 
und  des  Eigentums,  ganz  oder  teilweise  vorübergehend  außer 
Kraft  setzen,  welche  Befugnis  bei  Gefahr  im  Verzüge  auf  die 
Landesregierungen  delegiert  ist122).  Jedoch  bürgt  schon 
Art.  50  für  die  Verantwortlichkeit  der  Reichsregierung,  da 
ja  alle  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Reichspräsidenten 
der  Gegenzeichnung  bedürfen.  Früher  mußte  der  Kaiser  nach 
Zurücknahme  des  Bundesratsbeschlusses  die  Exekution  wie¬ 
der  einstellen;  jetzt  muß  der  Reichspräsident,  obwohl  er  zu- 

120)  Vgl.  Giese,  a.  a.  O.  Art.  48  II.,  Erläuterungen  4,  S.  177. 

m)  Purlitz,  a.  a.  0.  S.  272,  Abgeordneter  Dr.  Cohn,  2.  Lesung 
der  deutschen  Reichsverfassung  im  Plenum  am  5.  Juli  1919. 

122)  Art.  48  Abs.  4  R.  V.  11.  August  1919. 
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nächst  selbständig  hierüber  befindet,  alle  in  Art.  48  Abs.  1 
und  2  genannten  Maßnahmen  sofort  dem  Reichstag  bekannt¬ 
geben  und  auf  Verlangen  desselben  diese  außer  Kraft  setzen123). 
Entscheidende  Stelle  ist  und  bleibt  also  letzten  Endes  der 
Reichstag. 

Wie  nach  der  früheren  Reichsverfassung  der  Kaiser  das 
Begnadigungsrecht,  soweit  das  Reich  zuständig  war,  ausiibte, 
so  ist  dieses  Recht  dem  Reichspräsidenten  übertragen.  Die 
Fälle,  in  denen  der  Reichspräsident  das  Begnadigungsrecht 
hat,  §§  484,  485  St.  P.  O.,  wenn  das  Reichsgericht  in  erster 
und  letzter  Instanz  in  Strafsachen  erkannt  hat,  in  Disziplinar- 
sachen  der  Reichsbeamten124)  —  Urteile  der  Konsular-  und 
Schutzgebietsgerichte  kommen  ja  nicht  mehr  in  Betracht  — 
sind  bereits  im  ersten  Teil  dieser  Abhandlung  näher  be¬ 
sprochen.  „Ob  nach  dem  Aufbau,  den  das  Reich  erhalten  hat, 
von  einem  Begnadigungsrecht  der  Länder  die  Rede  sein  kann, 
ist  staatsrechtlich  zweifelhaft.“125)  Hierzu  ist  zu  bemerken, 
daß  tatsächlich  einzelne  Länder  durch  ihr  Gesamtministerium 
das  Begnadigungsrecht  bereits  ausgeübt  haben.  Begnadigungs¬ 
recht  und  Amnestie  ist  nicht  identisch,  denn  Art.  49  Abs.  2 
bestimmt,  daß  Reichsamnestien  eines  Reichsgesetzes  bedür¬ 
fen.  Begnadigung  betrifft  den  Einzelfall  und  Amnestie  hat 
wohl  als  allgemeiner  Straferlaß  zu  gelten.  Das  Recht  zur 
Niederschlagung  von  Untersuchungen,  genannt  Abolition,  stefht 
weder  Reich  noch  Ländern  zu. 

Auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  liegen  die  Befugnisse 
des  Reichspräsidenten  in  der  Hauptsache  in  der  Anrufung  des 
Volkswillens,  in  dem  Appell  von  der  Volksvertretung  an  das 
Volk  selbst.  „Es  erklärt  sich  durch  die  Eilfertigkeit  der  Arbeit, 
zu  der  die  Nationalversammlung  durch  die  Regierung  gezwun¬ 
gen  wurde,  war  aber  gleichwohl  im  höchsten  Grade  bedenk¬ 
lich,  daß  man  nicht  gleichzeitig  mit  der  Verfassung  ein  Gesetz 
über  den  Volksentscheid  verabschiedet  hat.  Der  Reichs - 


123)  Art.  48  Abs.  3  R.  V.  11.  August  1919. 

124)  R.  B.  G.  vom  18.  März  1907  §  118. 

125)  Zoephel-Leipzig,  a.  a.  O.  S.  81. 
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Präsident  ist  benachteiligt,  weil  er  von  seinem  Rechte,  ein 
vom  Reichstage  beschlossenes  Gesetz  vor  der  Verkündung 
dem  Volksentscheide  zu  unterwerfen  (Art.  73),  keinen  Ge¬ 
brauch  machen  kann.“126)  Im  deutschen  Kaiserreich  stand 
auch  dem  Kaiser  nach  der  tatsächlichen  Entwicklung  das 
Recht  der  Gesetzesinitiative  zu.  Dieses  Recht  fehlt  dem 
Reichspräsidenten  vollständig.  Die  Tätigkeit  des  Präsidenten 
beschränkt  sich  auf  die  Ausfertigung  und  Verkündung  der 
Gesetze,  außerdem  hat  er  noch  das  Recht,  einen  Volksent¬ 
scheid  über  die  vom  Reichstag  geschlossenen  Gesetze  her¬ 
beizuführen.  Die  Bestimmung  des  Artikels  70  „der  Reichs¬ 
präsident  hat  die  verfassungsmäßig  zustandegekommenen  Ge¬ 
setze  auszufertigen  und  binnen  Monatsfrist  im  Reichsgesetz¬ 
blatt  zu  verkünden,  ist  jus  cogens.  Ein  suspensives  Veto  hat 
der  Präsident  gegen  jedes  vom  Reichstag  beschlossene  Ge¬ 
setz;  ist  er  mit  einem  vom  Reichstag  beschlossenen  Gesetz 
nicht  einverstanden,  so  kann  er  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  einem  Monat  bestimmen,  daß  dieses  Gesetz  zum  Volks¬ 
entscheid  gebracht  werde127).  Auch  bei  Meinungsverschieden¬ 
heiten  zwischen  Reichstag  und  Reiehsrat  über  ein  vom  Reichs¬ 
tag  beschlossenes  Qesetz  kann  der  Präsident  die  Entscheidung 
durch  Volksabstimmung  herbeiführen128).  Diese  Befugnis  des 
Präsidenten  bezieht  sich  auf  alle  Gesetze,  gleichgültig,  ob  sie 
nach  dem  Anträge  eines  Drittels  im  Reichstage  ausgesetzt 
werden  sollen129),  und  ohne  daß  sie  von  der  Mehrheit  für 
dringlich  erklärt  wurden,  oder  ob  ein  Streit  über  das  Gesetz 
selbst  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  besteht130). 
„Ueber  den  Haushaltsplan,  über  Abgabengesetze  und  Besol¬ 
dungsordnungen  kann  nur  der  Reichspräsident  einen  Volks¬ 
entscheid  herbeiführen.“131)  Bei  diesen  Gesetzen  ist  die  Be- 

12e)  Triepel,  Der  Weg  der  Gesetzgebung  nach  der  neuen  Reichs¬ 
verfassung,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  39,  4.  Heft,  S.  461. 

127)  Art.  73  Abs.  1  R.  V.  vom  11.  August  1919. 

128)  Art.  74  Abs.  3  Satz  2  R.  V.  vom  11.  August  1919. 

129)  Art.  72  R.  V.  11.  August  1919. 

13°)  Vgl.  Zoephel-Leipzig,  a.  a.  0.  S.  93. 

m)  Art.  72  Abs.  4  R.  V.  11.  August  1919. 


L.  Sturmthal,  Die  Rechtsstellung  des  ehemaligen  Deutschen  Kaisers. 
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fugnis  des  Präsidenten,  einen  Volksentscheid  herbeizuführen, 
ausschließlich;  der  Reichspräsident  verfügt  nach  seinem  Er¬ 
messen  über  diese  Art  von  Gesetzen  und  kann  weder  ein 
Verlangen  von  einem  Drittel  des  Reichstags  nach  Aus¬ 
setzung13'),  noch  einen  Einspruch  des  Reichsrats133)  in  diese 
seine  Befugnis  eingreifen134).  „Der  Reichspräsident  ist  in  be¬ 
stimmten  Materien  zum  Erlaß  von  Verordnungen  ermächtigt; 
diese  Ermächtigung  leitet  sich  her  aus  der  in  zahlreichen  Ein¬ 
zelgesetzen  des  Reichs  seiner  Zeit  dem  Kaiser  eingeräumten 
Befugnis  zum  Erlasse  von  Rechts-  oder  Verwaltungsverord¬ 
nungen,  die  nach  §  4  des  Uebergangsgesetzes  vom  4.  März 
1919  und  Art.  179  der  Reichsverfassung  auf  den  Präsidenten 
übergegangen  ist.  Eine  Einschränkung  der  früheren  kaiser¬ 
lichen  Verordnungsbefugnis  gibt  allerdings  Art.  77  der  neuen 
Verfassung,  der  künftig  das  Recht  zum  Erlasse  von  Verwal¬ 
tungsvorschriften  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  grund¬ 
sätzlich  der  Reichsregierung,  d.  h.  dem  Reichskanzler  und  den 
Reichsministern  überträgt.“135) 

Dem  Reichstage  gegenüber  stehen  dem  Reichspräsidenten 
sehr  wichtige  Befugnisse  zu.  Auf  Verlangen  des  Reichspräsi¬ 
denten  muß  der  Reichstagspräsident  den  Reichstag  schon 
früher  einberufen,  als  es  die  Verfassung  für  den  Regelfall  vor¬ 
schreibt136).  Das  wichtigste  Recht  aber  hat  die  Verfassung 
dem  Präsidenten  dadurch  zugestanden,  daß  er  den  Reichstag 
auflösen  darf,  wenn  auch  nur  einmal  aus  demselben  Anlaß; 
„eines  der  großen  Mittel  des  Machtausgleiches  zwischen  dem 
eigentlichen  Träger  der  Souveränität,  dem  Reichstag  und  dem 
völkerrechtlichen  Repräsentanten  des  Reiches,  Die  Befugnis 
ist  nicht  Ausfluß  eigener  Macht,  sondern  durch  Reichsgesetz 
verliehen,  anders  als  im  konstitutionellen  Staat“137).  Nach  der 
früheren  Reichsverfassung  war  zur  Auflösung  des  Reichs- 

132)  Art.  72  R.  V.  11.  August  1919. 

133)  Art.  74  R.  V.  11.  August  1919. 

134 )  Vgl.  Deutsche  Steuerzeitung,  September  1919,  S.  117. 

135)  Meißner,  Die  Reichsverfassung,  Berlin  1919,  S.  77. 

136)  Art.  24  Abs.  1  R.  V.  11.  August  1919. 

137)  Zoephel-Leipzig,  a.  a.  0.  S.  48. 
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tags  während  der  Legislaturperiode  ein  Beschluß  des  Bundes¬ 
rats  unter  Zustimmung  des  Kaisers  erforderlich138).  Eine  Ge¬ 
genzeichnung  des  Reichskanzlers  ist  auch  hier,  wie  bei  allen 
Handlungen  des  Reichspräsidenten,  erforderlich139). 

Endlich  liegt  die  Genehmigung  der  Geschäftsordnung  der 
Reichsregierung  dem  Reichspräsidenten  ob140). 

In  den  vorgesehenen  Fällen  des  Art.  19  Abs.  1  vollstreckt 
der  Reichspräsident  „das  Urteil  des  Staatsgerichtshofs“141). 

Ueber  die  bereits  genannten  Befugnisse  hinaus  gibt  es 
noch  solche,  die  unmittelbar  mit  der  Stellung  des  Präsidenten 
verknüpft  sind,  z.  B.  die  Verfügung  über  den  im  Etat  bewillig¬ 
ten  Dispositionsfond  und  die  Repräsentation  des  Reiches  nach 
Innen  und  Außen142). 

Die  Rechtsstellung  des  Reichspräsidenten  ist  also  mit 
starken  Rechtsgarantien  ausgestattet,  die  ihn  zu  einer  über¬ 
ragenden  Persönlichkeit  machen.  Er  vertritt  das  Reich  völker¬ 
rechtlich,  schließt  in  dessen  Namen  Bündnisse  und  andere  Ver¬ 
träge  ab,  ernennt  und  entläßt  die  Reichsbeamten  und  die 
Offiziere,  hat  den  Oberbefehl  über  die  gesamte  -  Wehrmacht, 
er  kann  jederzeit  den  Reichstag  berufen  und  auflösen,  gegen 
jedes  vom  Reichstag  beschlossene  Gesetz  den  Volksentscheid 
anrufen.  Deshalb  bedarf  er  andererseits  der  Einschränkung 
seiner  Gewalt.  „Alle  Anordnungen  und  Verfügungen  des 
Reichspräsidenten,  auch  solche  auf  dem  Gebiete  der  Wehr¬ 
macht,  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  durch 
den  Reichskanzler  oder  den  zuständigen  Reichsminister.“143) 

Aus  unseren  gesamten  bisherigen  Ausführungen  ergibt 
sich  nunmehr  nachstehendes  Resultat: 

Bereits  die  alte  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  hatte 
versucht,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  ein  gutes  Teil 
ihrer  Selbständigkeit  verlierenden  süddeutschen  Bundesstaa- 

138)  Art.  24  R.  V.  16.  April  1871. 

139)  Art.  50  R.  V.  11.  August  1919. 

14°)  Art.  55  R.  V.  11.  August  1919. 

141)  Art.  19  Abs.  2  R.  V.  11.  August  1919. 

142)  Vgl.  Poetzsch,  a.  a.  0.  S.  93. 

143)  Art.  50  R.  V.  11.  August  1919, 


4* 


52 


ten,  die  Gewalt  des  Kaisers  nach  Möglichkeit  mit  Schranken 
zu  versehen.  Daß  dieses  Ziel  nicht  gelang,  lag  in  -der  staats¬ 
rechtlichen  Struktur  des  Deutschen  Reiches  als  Bundesstaat 
notwendig  begründet,  besonders  auch  darin,  daß  gerade  der 
Träger  des  größten  und  mächtigsten  Bundesstaats  auch  gleich¬ 
zeitig  verfassungsmäßig  zum  Kaisertum  berufen  war.  Wenn 
auch  der  Deutsche  Kaiser  auf  Grund  der  Reichsverfassung 
vom  16.  April  1871  kein  erhebliches  Maß  von  Rechten  besaß, 
so  war  er  doch  als  preußischer  König  in  seiner  Eigenschaft 
als  dortiger  aktiver  Gesetzgebungsfaktor  in  der  Lage,  in  ent¬ 
scheidender  Weise  die  Reichsgesetzgebung  und  die  Reichs¬ 
regierung  in  seinem  Sinne  zu  beeinflussen.  Die  neue  Ver- 
lassung  hat  zunächst  das  Deutsche  Reich  seines  bisherigen 
Charakters  durchaus  entkleidet  und  es  vorgezogen,  eine  ein¬ 
heitliche  Zentralgewalt  zu  schaffen.  Mit  dem  König  von  Preu¬ 
ßen  und  der  früheren  Selbständigkeit  der  preußischen  Regie¬ 
rung,  wie  auch  der  übrigen  Bundesstaaten,  verschwand  der 
Bundesrat  als  Gesetzgebungsfaktor  wie  auch  als  Souverän, 
und  an  seine  Stelle  trat  auf  Grund  eines  Wahlrechts,  dessen 
Freiheit  und  Gleichheit  wohl  nicht  überboten  werden  kann, 
als  Träger  der  Souveränität  das  deutsche  Volk. 

Daß  als  äußerer  Repräsentant  dieses  Volkes  eine  mit  einer 
Reihe  von  Rechten  ausgestattete  Einzelperson  auftreten  müsse, 
wurde  alsbald  als  selbstverständlich  erkannt.  Dieser  Erkennt¬ 
nis  folgte  aber 'sofort  die  weitere  Erwägung,  daß  dieser  Re¬ 
präsentant  des  deutschen  Volkes  unter  keinen  Umständen  auf 
dem  Umwege  über  einen  Bundesstaat  oder  Land  zur  Macht 
gelangen  dürfe,  andererseits  es  aber  auch  unabwendbar  sei, 
die  große,  dem  Reichspräsidenten  zu  übertragende  Macht¬ 
fülle  seitens  einer  dem  Reichstage  als  der  Vertretung  des 
souveränen  Volkes  verantwortlichen  Reichsregierung  einer 
Kontrolle  zu  unterwerfen. 

Wenn  also  auch  nach  außen  hin  der  Reichspräsident  als 
Vertreter  des  deutschen  Volkes  aufzutreten  berufen  ist,  so 
suchte  man  doch  Garantien  zu  schaffen,  dem  Reichspräsiden¬ 
ten  einen  Mißbrauch  der  ihm  übertragenen  Machtfülle  zu  unter¬ 
binden. 
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Die  Form,  in  der  diese  Absichten  der  Verfassung  zu  er¬ 
reichen  versucht  wurde,  hält  sich  durchaus  im  Rahmen  der  als 
oberster  Grundsatz  der  Verfassung  aufgestellten  Demokratie. 
Vom  Volke  gewählt  und  von  dem  notwendig  das  Vertrauen 
des  Reichstags  genießenden  Reichskanzler  und  den  Reichs¬ 
ministern  kontrolliert,  ist  der  Reichspräsident  tatsächlich  der 
Mandatar  des  gesamten  deutschen  Volkes  im  Gegensatz  zum 
früheren  Kaiser,  dem  lediglich  die  Stellung  eines  Mandatars 
der  verbündeten  Regierungen  zukam. 


Lebenslauf 


Ich,  Leopold  Sturmthal,  wurde  am  21.  Juni  1891  in  Pader¬ 
born  in  Westfalen  geboren,  besuchte  das  Gymnasium  Theodorianum 
in  Paderborn  bis  Unterprima.  Ich  trat  dann  in  die  Bergisch-Mär- 
kische  Bank,  Depositenkasse  Warburg,  als  Volontär  ein.  Im  Sommer¬ 
semester  1911  begann  ich  mein  Studium  an  der  Universität  Halle 
als  Studierender  der  Philosophie  und  hörte  ausschließlich  juristische 
Vorlesungen.  März  1914  erwarb  ich  als  Extraneer  das  Zeugnis  der 
Reife  am  städtischen  Gymnasium  in  Dortmund,  nachdem  ich  bis 
dahin  mit  Unterbrechungen  an  der  Westf.  Wilhelms-Universität  in 
Münster  in  Westfalen  immatrikuliert  war.  Im  Sommersemester  1914 
war  ich  als  Student  der  Rechtswissenschaft  ebenfalls  bei  der  Uni¬ 
versität  Münster  eingeschrieben.  Bei  Ausbruch  des  Krieges  trat  ich 
als  Kriegsfreiwilliger  bei  der  Ersatz-Eskadron  des  8.  Husaren-Regts. 
in  Paderborn  ein  und  war,  nachdem  ich  nach,  kurzer  Dienstzeit  noch¬ 
mals  vom  Militärdienst  befreit  wurde,  die  folgenden  beiden  Semester 
an  der  Universität  München.  Am  5.  Juli  1915  trat  ich  wieder  als 
Kriegsfreiwilliger  bei  der  Ersatz-Eskadron  bayr.  8.  Chev.-Regts. 
Dillingen  a.  Donau  ein  und  rückte  nach  kurzer  Ausbildung  ins  Feld, 
wo  ich  mit  Unterbrechungen  infolge  Verwundung  oder  Krankheit 
an  der  Ost-  und  Westfront  bis  September  1918  verblieb.  Am 
lO.  Dezember  1918  wurde  ich  vom  Militärdienst  entlassen  und  nahm 
mein  Studium  an  der  Universität  Münster  wieder  auf.  Nach  meiner 
Exmatrikulation  am  Schluß  des  Sommersemesters  1919  ging  ich  nach 
Greifswald  und  war  die  beiden  folgenden  Semester  als  Hörer  bei 
der  juristischen  Fakultät  eingeschrieben.  Am  6.  Dezember  1919  be¬ 
stand  ich  die  erste  juristische  Prüfung  am  Oberlandesgericht  Hamm 
in  Westfalen  und  bin,  für  die  Zeit  zur  Vorbereitung  auf  das  Doktor¬ 
examen  beurlaubt,  am  Amtsgericht  in  Paderborn  angestellt. 

Die  vorliegende  Arbeit  entstand  in  den  Monaten  September  1919 
bis  März  1920  und  wurde  Ende  März  1920  einer  hohen  juristischen 
Fakultät  der  Universität  Greifswald  vorgelegt.  Nachdem  die  Arbeit 
angenommen  war,  bestand  Verfasser  das  Rigorosum  im  Juni  1920. 


Während  der  endgültigen  Umarbeitung  vor  der  Drucklegung  starb 
der  ursprüngliche  Referent  Professor  Dr.  Hub  rieh,  und  an  seiner 
Stelle  übernahm  in  dankenswerter  Weise  Herr  Professor  Dr.  Neu- 
w  i  e  m  das  Referat.  Aus  diesem  Grunde  zögerte  sich  die  Druck¬ 
legung  hin,  wodurch  erforderlich  wurde,  die  Arbeit  unter  Berück¬ 
sichtigung  der  neueren  Literatur  nochmals  umzuarbeiten. 


Druck  von  Richard  Poettcke  Nachf.  in  Anklam. 


